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seit Monaten haben wir gewarnt. Vergeblich. Erst kam die 
Stagnation. Jetzt befindet sich Deutschland in der Rezessi-
on. In einer hausgemachten Rezession, um genau zu sein. 
Denn die weltweit höchsten Energiepreise ruinieren den 
Verbraucher-Konsum und die Standortbedingungen der 
 Betriebe. 

Den Unternehmen und den Bürgerinnen und Bürgern 
fehlt Planungssicherheit. Das für den Mittelstand wichtigste 
Ministerium – Habecks Haus – wird von Skandalen rund um 
den grünen Filz gelähmt. Und die Gesetzentwürfe, die es 
schließlich doch ins Kabinett schaffen, sind hochumstritten. 
Sogar in der Regierung selbst. Das Gezerre um das Gebäude-
energiegesetz bietet ein Lehrstück dafür, wie man die Bür-
gerinnen und Bürger verunsichert und Demokratieverdros-
senheit schürt. Rentner überlegen, ihr Häuschen zu verkaufen 
und ins Seniorenheim zu ziehen, weil sie keine Sanierungs-
Kredite mehr erhalten. Immer mehr Familien schminken sich 
den Traum von den eigenen vier Wänden ab. Dabei ist 
Wohneigentum ein wichtiger Weg zur Vermögensbildung 
und damit zur Altersabsicherung. Stattdessen sind wir 
 Europas Schlusslicht bei der Eigentumsquote. 

Klar ist: Die deutsche Wirtschaft befindet sich am Schei-
deweg. Vor zwei Jahrzehnten galt Deutschland als der „kranke 
Mann Europas“. Unter einer unionsgeführten Bundesregie-
rung entwickelte sich das Land zum Wachstumsmotor des 
Kontinents. Jetzt aber sind wir wieder das Schlusslicht unter 
den Industrienationen: Unsere Wirtschaft schrumpft, wäh-
rend sie in Europa in diesem Jahr um immerhin 0,7% wachsen 
soll. Es gibt nichts zu beschönigen: Wir sind wieder der kranke 
Mann Europas.

Doch hier können wir gegensteuern. Zuallererst müssen 
wir in der anhaltenden Energiekrise das inländische Energie-
angebot vergrößern: Unsere heimischen Energieträger wie 
Erdgas müssen endlich konsequent genutzt anstatt – wie 
die Biomasse – politisch behindert zu werden. Wir brauchen 
die Möglichkeit der zeitweiligen Wiederinbetriebnahme der 
drei am 15. April vom Netz gegangenen Kernkraftwerke. 

Und der Ausbau der Erneuerbaren Energien muss beschleu-
nigt, geeignete Freiflächen ausgewiesen und Finanzierungs-
modelle entwickelt werden.

Zweitens: Der Arbeitskräftemangel ist zu einer riesigen 
Bedrohung für den Standort Deutschland geworden. Statt 
Arbeitslosigkeit haben wir Arbeiterlosigkeit. Das bedeutet: 
Das Arbeitskräfteangebot muss voll ausgeschöpft werden. 
Dafür sollten wir die Anreize zur Aufnahme einer Vollzeit-
beschäftigung fördern. Was heißt das konkret? 

Das Lohnabstandsgebot im Niedriglohnsektor muss wie-
der stärkere Beachtung finden. Die Höchstarbeitszeit ist pro 
Woche anstatt pro Tag zu begrenzen. Die Debatte um eine 
Vier-Tage-Woche ist dagegen aus der Zeit gefallen. In der 
Einkommenssteuer brauchen wir einen Tarif auf Rädern, um 
Steuerzahler dauerhaft vor illegitimen Steuererhöhungen 
durch die Inflation zu schützen. Das Renteneintrittsalter 
muss flexibler gestaltet werden, um der stetig steigenden 
Lebenserwartung gerecht zu werden. Und wir brauchen 
 eine geordnete Fachkräftezuwanderung – mit einem schnel-
leren Erwerb deutscher Sprachkenntnisse sowie einer 
 beschleunigten Anerkennung von passenden Bildungsab-
schlüssen. 

Unterhält man sich mit Unternehmern, macht ihnen vor 
allem ein dritter Punkt zu schaffen: Deutschlands Betriebe 
ächzen wie noch nie unter der Bürokratie. Das von Olaf 
Scholz im Herbst versprochene Belastungsmoratorium 
blieb ein leeres Versprechen. Denn eine Politik, die faktisch 
jeden Bereich unseres Lebens und Wirtschaftens regulieren 
will, schafft nun einmal neue Bürokratie. Fakt ist: Jedes neue 
Gesetz, jede Regulierung – egal ob aus Berlin oder aus 
 Brüssel – muss auf den Prüfstand. Hier muss einfach der 
Grundsatz gelten: So viel wie nötig, aber so wenig wie 
 möglich.

Die MIT wird sich als Stimme der Vernunft und der Sozia-
len Marktwirtschaft für einen starken Standort Deutschland 
einsetzen. Hoffen wir, dass auch die Ampel endlich zur 
 Vernunft kommt.

Gitta Connemann MdB
MIT-BundesvorsitzendeFo
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Das Geschäftsklima für Selbständige hat sich verschlechtert. Der 
„Jimdo-ifo-Geschäftsklimaindex für Selbständige“ sank im April 
auf -3,2 Punkte nach +1,8 im März. „Anders als in der Gesamtwirt-
schaft ist die Erholung vom Vormonat schnell wieder verpufft“, 
sagt ifo-Expertin Katrin Demmelhuber. „Der Entwicklung bei 
 Selbständigen und Kleinstunternehmen fehlt es aktuell an Dynamik.“

Bei den Dienstleistern unter den Befragten endete die positive 
Entwicklung der vergangenen fünf Monate. Die Unternehmen wa-
ren mit der Geschäftslage weniger zufrieden, und die Selbständi-
gen schätzten ihre Perspektiven zurückhaltend ein. Die Sorgenfal-
ten in Anbetracht der Auftragslage nahmen zu. Angesichts der 
schwachen Umsatzentwicklung überwogen im Einzelhandel weiter 
die negativen Bewertungen der Lage. Bei den Geschäftsaussichten 
für die kommenden Monate blieben die Sorgen groß.

Geschäftsklima für Selbständige trübt sich ein

Die Ausbildungsbereitschaft der 
Handwerksbetriebe ist ungebrochen 
hoch und liegt über der in anderen 
Wirtschaftsbereichen. Nach einer ak-
tuellen ZDH-Umfrage bildeten Ende 
vergangenen Jahres 27 Prozent der 
Handwerksbetriebe aus, in der Ge-

samtwirtschaft lag die Ausbildungs-
betriebsquote bei knapp 20 Prozent.

Aber: Diesem ungebrochen hohen 
Ausbildungswillen der Handwerksbe-
triebe stehen immer weniger Bewer-
berinnen und Bewerber gegenüber. 
So können jährlich rund 20 000 Aus-

bildungsstellen, die die Handwerks-
betriebe bereitstellen und jungen 
Menschen anbieten, nicht besetzt 
werden. Jeder zweite Handwerksbe-
trieb gab an, keine passenden Bewer-
ber für offene Ausbildungsplätze zu 
finden.

Hohe Ausbildungsbereitschaft im Handwerk

Geschäftsklima

Quelle: ifo Konjunkturumfragen, April 2023



Die Verbraucherpreise sind enorm 
gestiegen – und die Deutschen grei-
fen laut Umfragen des Handelsver-
bands HDE immer öfter zu gebrauch-
ten Waren oder lassen reparieren. 
Der Verband rechnet für den Second-
Hand-Markt in diesem Jahr mit ei-
nem Wachstum um acht Prozent auf 
dann rund 15 Milliarden Euro. Das 
entspricht gut zwei Prozent des ge-
samten Umsatzvolumens im Einzel-
handel. Treiber in diesem Marktseg-
ment sind die Onlineangebote. Aber 
auch der überwiegend stationäre 
Branchenfachhandel ist hier aktiv. 
Die Kundinnen und Kunden greifen 
zu Second Hand vor allem bei 
 Fashion und Accessoires (65 Pro-
zent), Spielwaren (48 Prozent) oder 
Elektronikprodukten (37 Prozent). 
Neben gebrauchten Waren spielen 
auch Reparaturangebote eine immer 
größere Rolle. Hierfür geben die Ver-
braucher jährlich 3,7 Milliarden Euro 
aus. Als wesentliche Treiber für 

 diesen Trend gelten laut Handelsver-
band vor allem finanzielle Gründe  
(58 Prozent), gefolgt von Umwelt-

schutz (44 Prozent) und dem Wunsch 
nach einem nachhaltigen Lebensstil 
(42 Prozent).

MIT:FAKTEN
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… sind die Verbraucher der Eurozone: Sie gehen 
nach der „Consumer Expectations Survey“ der 
Europäischen Zentralbank (EZB) von einer stärke-
ren Inflation aus. Die Erwartungen für die Teue-
rung auf Sicht von zwölf Monaten erhöhten sich 
im März von 4,6 auf 5,0 Prozent. Die Erwartung 
für die Teuerung in drei Jahren stieg von 2,4 auf 
2,9 Prozent.

„Angezählt“

Bund, Länder und Kommunen müssen im kommenden 
Jahr voraussichtlich mit weniger Steuereinnahmen aus-
kommen als bisher angenommen.

Die Steuerschätzer gehen davon aus, dass 30,8 Milli-
arden Euro weniger in die Kassen fließen als gedacht, 
insgesamt erwarten sie für 2024 Einnahmen von 962,2 
Milliarden Euro.

Der Schätzzeitraum umfasst die Jahre bis 2027 –  
hier prognostizieren die Schätzer jährlich im Schnitt 
rund 30 Milliarden Euro weniger Einnahmen als zu- 
letzt.

Für Bund, Länder und Kommunen zusammen ergeben 
sich aus der neuen Steuerschätzung bis 2027 Minder-
einnahmen von zusammen 148,7 Milliarden Euro.

Steuereinnahmen brechen weg

Konsumverzicht und dessen Gründe

Finanzen: Gebrauchte Waren im Trend

MIT:FAKTEN

2,4 Prozent

2,9 Prozent

€

€ Erwartung  
für die Teuerung  
in drei Jahren
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Deutschland steht vor den  
größten Herausforderungen seit  

der  Industriellen Revolution

Einen neuen Regierungsstil hat-
te die Ampel-Koalition ange-
kündigt, eine ganz neue Debat-

ten-Kultur. Und man kann nicht 
be haupten, dass SPD, Grüne und FDP 
in diesem Punkt nicht geliefert hätten. 
Allerdings anders als versprochen. 

Die drei Koalitionspartner diskutie-
ren, streiten und ringen mit einer 
Hartnäckigkeit und Verbissenheit und 
in einer Grundsätzlichkeit, die oft weit 
über das hinausgeht, was die Große 
Koalition geboten hatte. Besorgniser-
regend sind dabei weniger jene The-
men, über die Sozialdemokraten, Grü-
ne und Liberale im Clinch liegen – son-
dern die, die sie sorgsam aussparen.

Die Ampel reibt sich an der hoch-
umstrittenen Wärmpumpe auf, an der 
Frage, ob zuerst Trassen oder Straßen 
saniert werden sollen, an der Kinder-
grundsicherung oder an den Details 
des 49-Euro-Tickets. Allesamt keine 
unwichtigen Themen, aber angesichts 
der wirklich entscheidenden Aufga-
ben Luxusprobleme beziehungsweise 
die falsche Stoßrichtung.

Deutschland steht vor den größten 
Herausforderungen seit der Industri-
ellen Revolution, ökonomisch und ge-
sellschaftlich. Klimaschutz, Energie- 
und Verkehrswende, die fortschrei-
tende Digitalisierung und rasante Ent-
wicklung bei Künstlicher Intelligenz 
werden alle Bereiche unseres Alltags 
erfassen. Wir werden schon sehr bald 
nicht mehr so produzieren, konsumie-
ren, unsere Freizeit und unser gesam-
tes Leben so gestalten, wie es Genera-
tionen vor uns getan haben. 

Wörter wie „fernsehen“ oder „gril-
len“, „Bücherregal“, „Lenkrad“ oder 
„Schicht arbeit“ kennen vermutlich 
schon unsere Enkel nur noch aus – frei-
lich digitalisierten – Wörterbüchern. Was 
wir für unser tägliches Leben brauchen, 
was die Volkswirtschaft erzeugt, werden 
Robotermaschinen ausstoßen, die wir 
heute noch etwas unbeholfen 3-D-Dru-
cker nennen. Die Produkte werden von 
selbstlernenden Maschinen erdacht, ge-
staltet, gebaut, geliefert, gewartet, am 
Ende ihres Zyklus‘ zerlegt und wieder-
verwertet. Der Mensch wird organisie-
ren, verwalten, führen. Und der Treib-
stoff, der all das in Bewegung hält, der 
uns wärmt oder kühlt, wird sauberer 
Strom sein. Doch nichts in diesem Land 
ist auf diese Transformation vorbereitet. 

Während in Amerika und Asien die 
neuen, gigantischen digitalen Plattfor-
men entstehen, die Konzerne, die die 
Treiber der Weltwirtschaft sein werden, 
die Geschäftsmodelle der Zukunft, die 
Visionen für immer neue Entwicklungs-
schübe, freut sich die Ampel-Koalition 
über ein neues Lieferkettengesetz. 

Deutschland müht sich dagegen 
selbst mit der Digitalisierung und 
schafft es nicht mal, „Verkehrsleitun-
gen“ wie Eisenbahnschienen und As-
phaltstraßen in Schuss zu halten. Die 
Bundesregierung vernachlässigt Bil-
dung, Ausbildung und Forschung. Sie 
setzt keine Impulse, den Mittelstand, 
das Handwerk fit für die digitale Zu-
kunft zu machen. Sie sieht hilflos bis 
desinteressiert zu, wie die deutschen 
Konzerne international ins Hintertref-
fen geraten, an Wert verlieren und ver-
suchen, ihr Heil in Abwanderung zu 
suchen. 

Das Dilemma ist deutlich im Bun-
desministerium für Wirtschaft und 
Klimaschutz zu sehen, in dem Minister 
Robert Habeck für den Klimaschutz 
alles in seiner Kraft Stehende tut und 
für die Wirtschaft sehr wenig. Das 
über allem stehende Ziel, den Klima-
wandel zu stoppen, kann aber nur er-
reicht werden, wenn es dafür eine ma-
terielle Grundlage gibt, eine funktio-
nierende Wirtschaft und die Bereit-
schaft der Menschen, sich dafür einzu-
setzen. Beides riskiert diese Bundes-
regierung derzeit.  ••

Der Beitrag gibt die persönliche Meinung  
des Autors wieder.

Von Nikolaus Doll

Nikolaus Doll hat Geschichte, 
 Politikwissenschaft und Germanistik 
an der Ruprecht-Karls-Universität 
Heidelberg studiert. Ab 2004 war er 
Redakteur im Wirtschaftsressort der 
WELT, derzeit ist er verantwortlicher 
Redakteur Innenpolitik bei WELT 
und WELT am SONNTAG.
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Wie das Statistische Bundesamt mitteilte, ist die Produkti-
on im Produzierenden Gewerbe im März 2023 gegenüber 
dem Vormonat Februar preis-, saison- und kalenderberei-
nigt um 3,4 Prozent gesunken. Die DIHK bewertete diese 
Entwicklung als „deutlichen Dämpfer“ für die Industrie: 
„Selbst abnehmende Materialengpässe und gesunkene 
Energiepreise können die getrübte Weltkonjunktur und die 
schleppende Nachfrage im Inland nicht ausgleichen.“ An-
stelle der erhofften Erholung drohe der Industrie „eher 
Stillstand“.

Einen besonders großen Anteil am Rückgang der Pro-
duktion im Produzierenden Gewerbe hatte die Automobil-
industrie. Nach einem Anstieg im Vormonat um 6,9 Pro-
zent ging die Produktion im Bereich Herstellung von Kraft-
wagen und Kraftwagenteilen saison- und kalenderberei-
nigt um 6,5 Prozent zum Vormonat zurück. Auch die Rück-

gänge im Maschinenbau (-3,4 Prozent) und im Baugewerbe 
(-4,6 Prozent) wirkten sich deutlich negativ auf das Gesamt-
ergebnis aus.
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Deutschland steht vor den  
größten Herausforderungen seit  

der  Industriellen Revolution
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mittelstandsmagazin 02|23    9

Produktion für das Produzierende Gewerbe

Keine Erholung: Industrie droht Stillstand

Anzeige

Der Standort China wird einer Umfrage 
der EU-Handelskammer zufolge in Tei-
len der europäischen Wirtschaft zuneh-
mend kritisch gesehen. Neun Prozent 
der befragten Unternehmen haben sich 
demnach bereits entschieden, aktuelle 
oder künftige Investitionen aus China 
zu verlagern. Fast jedes sechste Unter-
nehmen schaue sich bereits nach mög-
lichen alternativen Standorten um. 
Durch die strengen Lockdowns in China 

wurde das Geschäft vieler Firmen auf die 
Probe gestellt; Produktionsstilllegungen 
und unterbrochene Lieferketten waren 
die Folge. Laut EU-Handelskammer hat 
sich schon im vergangenen Jahr knapp 
jedes vierte Unternehmen wegen der 
strikten Covid-Auflagen anderweitig 
umgesehen. Dabei ist die deutsche 
Wirtschaft von in China er wirtschaf-
teten Gewinnen offenbar weniger ab-
hängig als angenommen, wie eine neue 

Studie zeigt. Aus den Investitionen 
deutscher  Unternehmen in der Volks-
republik flossen zwischen 2017 und 
2021 jährlich Gewinne von sieben bis 
elf Milliarden Euro nach Deutschland 
zurück, ergab eine gemeinsame Unter-
suchung von Bertelsmann Stiftung, 
 Institut der deutschen Wirtschaft (IW), 
Mercator Institute for China Studies 
(Merics) und dem Bundesverband der 
Deutschen Industrie (BDI).

Firmen suchen nach  Alternativen zu China
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Mittwoch, 15. Dezember 2021. Patrick Graichen wird vom neu-
en Bundesminister für Wirtschaft und Klimaschutz Robert 
Habeck zum verbeamteten Staatssekretär ernannt. Seine Auf-

gabe: die Energiewende. Er soll Habecks wichtigster Mann werden. In 
den ersten Wochen wird dann schnell allen klar: Graichen ist die rechte 
Hand und der fachliche Input-Geber des Ministers. Nicht mal zwei Jahre 
später hat Habeck seinen wichtigsten Mann verloren. Mitte Mai war es 

Chaos-Tage im  
Wirtschaftsministerium

GRÜNER FILZ UND KEIN ENDE

Das für den Mit-

telstand wich-

tigste Ministe-

rium wird Woche 

um Woche von 

neuen Skandalen 

erschüttert. Das 

BMWK wirkt in 

weiten Teilen 

 gelähmt. Und  

die Ge set zes - 

ent wür fe, die es 

doch noch her-

vorbringt, werden 

massiv kritisiert. 

Wie konnte es so 

weit kommen?
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„der eine Fehler zu viel“, der Graichen 
zu Fall brachte: Er hatte eine Vorlage 
zur Vergabe von Fördermitteln an eine 
Organisation unterzeichnet, in deren 
Vorstand seine Schwester Verena 
Graichen sitzt.

Diskussion um 
 Vetternwirtschaft
Vorweg vergingen Wochen des Still-
stands, denn die sogenannte Trauzeu-
gen-Affäre hatte die Diskussion um 
Vetternwirtschaft im Bundeswirt-
schaftsministerium entfacht und das 
wichtigste Ministerium für den deut-
schen Mittelstand gelähmt. Staats-
sekretär Graichen hatte den Minister 
erst nach Unterzeichnung des Arbeits-
vertrages zwischen Michael Schäfer 
und der Deutschen Energieagen- 
tur (dena) über seine persönliche Be-
ziehung – Schäfer war Graichens 
 Trauzeuge und Schulfreund – infor-
miert. 

Seit dem 17. Mai ist Graichen weg. 
Ihm folgt Phillipp Nimmermann, ein 
Habeck-Vertrauter aus dessen Stamm-
land Schleswig-Holstein. Ganz wich-
tig: Nimmermann hat keine offen-
sichtliche Verbindung ins grüne 
Freundschafts-Energienetzwerk. Ein 
Netz aus Lobbyisten, Wissenschafts-
betrieb und Ministerialbeamten, wel-
ches über Jahre aufgebaut wurde. Mit 
dem Wechsel der Regierung im Herbst 
2021 hatte für dieses Netzwerk die 
Stunde geschlagen. Graichen hatte 
sich 2012 vom Bundesumweltministe-
rium für den Aufbau des grünen Lob-
by-Think-Tanks „Agora Energiewende“ 
freistellen lassen. Er sollte als Staats-
sekretär im Habeck-Haus den Umbau 
gestalten und voranbringen. Die Pläne 
dazu hatte er offenbar seit seiner Zeit 
bei Agora bereits griffbereit in der 
Schublade.  

Dennoch wäre es zu einfach, die 
Wirkungsmacht des Netzwerks auf die 
Personalie Patrick Graichen zu redu-
zieren. Viele der Mitglieder des Netz-
werks in Graichens Alter kennen sich 
bereits aus der Anti-Atomkraft-Bewe-
gung und damit aus der Zeit des Grün-
dungsmythos der Grünen. In dieser 

giewende“, sondern auch die Bereiche 
„Verkehrswende“ und „Industrie“.

2018 wurde Graichen dann ausge-
zeichnet: „Energiemanager des Jahres 
2018“, vergeben vom Bundesverband 
der Energie und Wasserwirtschaft 
(bdew). In der damaligen Laudatio zi-
tiert die noch immer amtierende Prä-
sidentin des Verbandes, Dr. Marie-Lui-
se Wolff, Patrick Graichens Bekannte 
Sabine Nallinger. Nallinger habe ge-
sagt: „Auf Patrick kann man sich im-
mer verlassen. Das schätzen nicht nur 
seine Geschäftspartner, sondern auch 
seine Freunde und Familie.“ Sätze, die 
im Zuge der letzten Wochen und Mo-
nate einen bitteren Beigeschmack be-

kommen haben. In der gemeinsamen 
Befragung des Wirtschafts- und Kli-
maschutz- sowie des Energie-Aus-
schusses des Deutschen Bundestages 
gab Graichen reumütig zu, dass er da-
von ausgegangen war, dass man Beruf 
und Freundschaft trennen könne. Ein 
Fehler. Dass er sich aber in der Fin-
dungskommission positiv für seinen 
Trauzeugen und Schulkameraden 
Schäfer ausgesprochen hatte, gab er 
ebenfalls zu. Ebenso, dass die Fin-
dungskommission nicht darüber infor-
miert gewesen sei, dass Schäfer sein 
Trauzeuge war. Gereicht haben diese 
späte Einsicht und Ehrlichkeit nicht – 
übrigens genauso wenig wie Habecks 
Hoffnung auf Ruhe in seinem Haus, 
nachdem Graichen in den einstweili-
gen Ruhestand versetzt worden war.

Kurz nachdem Graichens Karriere 
im BMWK geendet hatte, erhärtete 

Phase gründete sich auch das Öko-In-
stitut aus dieser Bewegung heraus und 
liefert auf Bestellung wissenschaftli-
che Studien und Analysen für die Pro-
tagonisten des grünen Energienetz-
werks. Seit Jahren berät es auch immer 
wieder verschiedene Bundesministe-
rien. Dieses Institut wiederum ist Ar-
beitgeber der Graichen-Geschwister 
Jakob und Verena Graichen, letztere 
ist mit dem parlamentarischen Staats-
sekretär und Mittelstandsbeauftrag-
ten Michael Kellner verheiratet. Vere-
na Graichen ist zudem stellvertreten-
de Bundesvorsitzende des BUND. 

Auch Patrick Graichens energie-
politische Karriere reicht weit zurück. 

Bereits während des Studiums pro-
movierte Graichen zu kommunaler 
Energiepolitik. Anschließend wurde er 
unter einem der Gründer der Anti-
Atomkraft-Bewegung, dem damaligen 
Bundesumweltminister Jürgen Trittin, 
Mitarbeiter im Umweltministerium. 
Kurze Zeit später wurde Graichen per-
sönlicher Referent des damaligen 
Staatssekretärs und heutigen Direk-
tors der Stiftung Klimaneutralität 
 Rainer Baake – einer Schlüsselfigur im 
grünen Netzwerk bis heute. Baake  
gilt als Förderer Graichens, der auch 
dessen späteren Aufbau der Agora 
Energiewende unterstützt haben soll. 
Ab 2014 hatte Graichen sieben Jah- 
re lang den grünen Think-Thank mit 
ausgebaut. Zunächst als energiepoli-
tische Denkfabrik gestartet, gibt es 
mittlerweile unter der Dachmarke 
Agora nicht nur die Division „Ener-
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Chaos-Tage im  
Wirtschaftsministerium

„Im Laufe der Zeit entstand der  
Eindruck, dass Staatssekretär  
Graichen seit Amtsantritt versucht 
habe, das Bundesministerium für 
Wirtschaft und Klimaschutz zur  
grünen Lobbyzentrale umzubauen.“
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sich der Verdacht, dass auch ein zwei-
ter verbeamteter Staatssekretär aus 
dem Haus – Udo Philipp – Privates und 
Dienstliches offenbar nicht sauber ge-
trennt hat. Laut Presseinformationen 
soll das BMWK ein Start-Up gefördert 
haben, an dem Philipp Anteile hält. 
Zwar soll dies ohne Philipp persönli-
ches Involvieren geschehen sein, die 
Abteilung, für die er verantwortlich 
ist, war aber durchaus involviert. Es 
bleibt ein Geschmäckle. Zudem ist 
auch die Vergabe der Posten in Ha-
becks Ministeriums-Beirat „Junge Di-
gitale Wirtschaft“ ungeklärt. Ebenfalls 
unglücklich: Philipp soll sich 2018 in 
einem Blogeintrag selbst als grüne 
„Heuschrecke“ bezeichnet haben. Das 
BMWK prüft nun auch hier den Ver-
stoß gegen Compliance-Regeln, denn 
viele Fragen – etwa auch zu anderen 
Beteiligungen – sind weiter offen. 
Ausgang bei Redaktionsschluss: unge-
wiss. 

Vonseiten der Grünen wurden die 
Enthüllungen in Habecks Ministerium 

als eine rechte, von pro-russischen 
Bots unterstützte Medien-Kampagne 
abgetan. Fehler wurden geschönt und 
klein geredet. Dabei ist auffällig: Erst-
mals aufmerksam auf diese durchaus 
bemerkenswerte Konstellation rund 
um die beiden Staatssekretäre machte 
ausgerechnet die „taz“ bereits im De-
zember 2021, als sie titelte „Energie-
wende als Familienprojekt“.  Doch für 
den Moment schien Ende 2021 alles 
sauber und transparent. Opposition 
und Presse blieben ruhig, man gab 
dem Ganzen eine Chance. Doch spä-
testens seit der sogenannten „Trau-
zeugen-Affäre“ hat sich das Blatt ge-
wendet. Denn mittlerweile ist klar: Die 

selbst auferlegten Brandmauern, um 
den Anschein der Vetternwirtschaft 
zu vermeiden, haben nur bedingt ge-
halten.  

Im Laufe der Zeit entstand der Ein-
druck, dass Staatssekretär Graichen 
seit Amtsantritt versucht habe, das 
Bundesministerium für Wirtschaft 
und Klimaschutz zur grünen Lobby-
zentrale umzubauen. Freunde, Familie 
und Bekannte wurden offenbar in Po-
sitionen im BMWK oder in Tochterge-
sellschaften installiert und kritische 
Stimmen im eigenen Haus aufs Ab-
stellgleis geschoben. Der „Spiegel“-
Journalist Alexander Neubacher frag-
te Ende April kritisch: „Ist es nur trick-
reich oder schon dreist, wenn ein Mi-
nisterium wie ein Clan geführt wird?“. 
Und sein Kollege Michael Sauga 
schrieb wenige Wochen später, kurz 
vor Graichens Rücktritt: „Problema-
tisch ist vor allem das Sektenhafte, das 
die Allianz umweht. Bis ins letzte De-
tail glauben Graichen und die Seinen, 
den allein seligmachenden Weg zu 

kennen, der Deutschland zur Klima-
neutralität führt. Selbst einfache 
Beamte, so heißt es im Ministerium, 
müssen das Bekenntnis inzwischen 
fehlerfrei nachbeten können, wenn sie 
in den Energiereferaten der Behörde 
etwas werden wollen.“ Fernsehsen-
dungen wie „Berlin direkt“ oder „Be-
richt aus Berlin“ sowie alle großen Ta-
geszeitungen in Deutschland schlos-
sen sich den Recherchen an. Es vergin-
gen Wochen, in denen das Netzwerk 
größer und die Auffälligkeiten und 
Verstöße immer sichtbarer wurden. 

Hinzu kamen beispielweise Affären 
wie die angedachte Verschiebung von 
Mitarbeitern von Tochterunterneh-

men des BMWK am Haushaltsaus-
schuss vorbei ins Ministerium oder die 
politische Besetzung von Referatslei-
terposten ohne Ausschreibung. Zu-
letzt brachte dann das Ergebnis der 
BMWK-internen Compliance-Prüfung 
Graichen zu Fall. Der Staatssekretär 
hatte offenbar eine Vorlage zur Förde-
rung des Vereins BUND Berlin – also 
des Berliner Landesverbands des 
„Bund für Umwelt und Naturschutz“ 
(BUND), in dessen Vorstand seine 
Schwester Verena Graichen saß – im 
Wert von 600.000 Euro unterzeichnet. 
Das Geld war immerhin noch nicht 
ausgezahlt worden. 

Begriff Familienunternehmen 
offenbar falsch verstanden
Was hängen bleibt, ist nicht nur der 
Eindruck, dass Graichen, wie oft spöt-
tisch erwähnt, den Begriff Familien-
unternehmen offenbar falsch verstan-
den habe. Auch ideologische Scheu-
klappen und handwerkliche Fehler 
begleiteten die Amtszeit des Staats-
sekretärs. Die Misere des BMWK be-
gann mit der sogenannten Gasumlage, 
an der das Duo Graichen & Habeck 
noch festhielt, als das Kind schon in 
den Brunnen gefallen war. Hinzu ka-
men der hochumstrittene Ausstieg 
aus der Kernenergie zum 15. April die-
ses Jahres, die Diskussion um schwim-
mende Ölkraftwerke als kurzfristigen 
Energieersatz – ein Mittel der Strom-
produktion, was normalerweise in 
Entwicklungsländern eingesetzt wird 
– und zuletzt auch das Gebäudeener-
giegesetz, welches sowohl kommuni-
kativ als auch handwerklich als Desas-
ter gilt. Zuletzt scheiterte kurz vor 
dem Rücktritt Graichens der Versuch, 
das Blatt durch die Vorlage eines In-
dustriestrompreises abzuwenden. 
Nicht einmal zwei Stunden nach Vor-
stellung kassierten zunächst Finanz-
minister Christian Lindner, kurze Zeit 
später dann auch der Kanzler den Vor-
schlag ein. Ein einmaliger Vorgang.

Und jetzt? Viele Fragen bleiben wei-
ter offen. Zwar ist mit Graichen einer 
der Drahtzieher des grünen Netzwerks 
aus dem BMWK abgesetzt, aber viele 
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„Ist es nur trickreich oder schon 
dreist, wenn ein Ministerium wie ein 
Clan geführt wird?“
 Alexander Neubacher
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weitere Akteure bleiben. Fachverbän-
de, die nicht dem Öko-Lager angehö-
ren, dürften es weiterhin schwer ha-
ben, Zugang zum Ministerium zu erhal-
ten. Zudem stellen sich weitere Fragen, 
etwa die nach der Finanzierung dieses 
Netzwerks. Hier geht es beispielsweise 
um die Rolle des Amerikaners Hal Har-
vey, der mit Millionen aus den USA 
nicht nur die Stiftung Klimaneutralität, 
einen der wichtigen Geldgeber des 
Öko-Instituts und von Agora, sondern 
auch die European Climate Foundation 
und sogar die umstrittene Deutsche 
Umwelthilfe unterstützen soll. Hinzu 
kommt: Das Netzwerk an Stiftungen 
und grünen Lobby-Organisationen ist 
auch insgesamt weiterhin extrem un-
durchsichtig. 

Gleiches gilt für die Vorgänge im 
Bundesministerium für Wirtschaft und 

becks von Bedeutung sei. Verweigere 
er die volle Transparenz, sei er „dauer-
haft ebenso wenig zu halten wie sein 
Staatssekretär“. 

Fazit
Viele Fragen sind noch immer offen, 
viele Verbindungen nicht geklärt. Ob 
mittlerweile alles auf geklärt ist? Das 
ist zumindest  fraglich. Man wird ab-
warten müssen, was noch aufgedeckt 
wird. Aber Connemann ist sich sicher: 
„Die Wahrheit kommt irgendwann ans 
Licht – spätestens in einem parla-
mentarischen Untersuchungsaus-
schuss. ••

Klimaschutz: MIT-Chefin Gitta Conne-
mann machte hierzu nach dem Grai-
chen-Rücktritt deutlich: „Das kann aber 
nur der Anfang sein. Es geht um mehr 
als den Fehler eines Staatssekretärs, 
sondern um ein System.“ Sie unter-
strich: „Inzwischen steht fest: Das 
BMWK ist mit einem Netzwerk über-
zogen. Und es scheint dort mehr als 
eine Spinne oder Drahtzieher zu geben. 
Graichen und Co. haben an den strate-
gischen Stellen ihre Leute platziert.“ 
Und weiter: „Die Rolle von Robert Ha-
beck ist nach wie vor ungeklärt. Was 
wusste der Minister? Oder wo hat er 
wieso weggesehen?

Die Möglichkeiten reichen von 
schlimmstenfalls Beteiligung bis bes-
tenfalls Überforderung.“ Connemann 
machte zudem deutlich, dass Klarheit 
auch für das politische Überleben Ha-
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Deutschland in der 
Deindustrialisierung

Industrie – das kommt vom lateinischen industrius, was so 
viel wie regsam, beharrlich, geschäftig oder fleißig bedeutet. 
Deutschland ist ein Industrieland. Deutschlands Wohlstand ist 

auf industriellem Fleiß gewachsen, unsere Volkswirtschaft basiert 
auf einem starken industriellen Kern. 100.000 große, mittlere und 
kleinere Unternehmen aus allen industriellen Sektoren beschäfti-
gen in Deutschland rund acht Millionen Arbeitnehmer.

Noch. Denn die Politik macht zunehmend den Eindruck, man 
wolle zur Deindustrialisierung beitragen, anstatt die Ansiedlung 
und Stärkung der Unternehmen fördern zu wollen. Verbrennermo-
toren und Gasheizungen wurde der Kampf angesagt. Sichere Kern-
kraftwerke werden trotz hoher Energiepreise und Ukraine-Krieg 
abgeschaltet. Durch die EU-Taxonomie, Lieferkettensorgfaltspf-
lichtengesetz und viele andere Regulierungen werden Unterneh-

Die Umfragen sind alarmie-

rend: Schon heute würden  

56 Prozent der jungen Unter-

nehmer ihre Firma lieber  

in einem anderen Land auf-

bauen. Was die Politik jetzt 

tun muss.
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Vergleich zum Vorjahr waren zuletzt 
die mittelständischen geprägten Bran-
chen Bau (+19,4 Prozent) und Handel 
(+27,5 Prozent) geradezu von einer In-
solvenzwelle betroffen. Zu den Insol-
venzen kommen die gewerblichen Li-
quidationen von Unternehmen. Hier 
war 2022 gegenüber dem Vorjahr ein 
Anstieg auf rund 233.000 zu verzeich-
nen, ein erdrückendes Plus von 7,6 Pro-
zent. Im ersten Quartal 2023 haben 
ganze 16,8 Prozent mehr Unternehmen 
den Betrieb eingestellt als im ersten 
Quartal 2022. Laut KfW werden bis En-
de des Jahres 2026 allein deshalb rund 
190.000 Mittelständler aus dem Markt 
austreten, weil kein Nachfolger für das 
Unternehmen zu finden ist. 

Alarmierend ist auch das Zurückfal-
len unserer Wirtschaft in Sachen For-
schung und Innovationsfähigkeit. Eine 
international wettbewerbsfähige In-
dustrie ist angewiesen darauf, dass un-
sere Wissenschaft in der Oberliga mit-
spielt. Doch in Deutschland gibt es im-
mer weniger Patentanmeldungen: Eu-
ropaweit hat das Europäische Patent-
amt für 2022 zwar eine Rekordzahl an 
Patentanmeldungen verzeichnet – das 
Aufkommen aus Deutschland ist aller-
dings im Sinkflug. Die Anmeldungen 
aus Deutschland sanken um 4,7 Pro-
zent auf 24.684 – das ist der niedrigste 
Stand seit mehr als einem Jahrzehnt. 
Besonders bedenklich ist, dass der 
Rückgang vor allem auf die sinkenden 
Patentanmeldungen in zukunftsträch-
tigen Sektoren wie Transporttechnolo-
gien (einschließlich Automobilindust-
rie) oder elektrische Technologien zu-
rückgeht. Andere europäische Staaten 
können derweil mit beträchtlichen Zu-
wächsen aufwarten. Hinzu kommt, 
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Sarna Röser

men mit Bürokratie überzogen. Hinzu kommt: Deutsch-
land gehört zu den wenigen Ländern mit steigenden Un-
ternehmenssteuersätzen. 

Angesichts der wirtschafts- und insbesondere mittel-
standsfeindlichen Politik ist der Standort Deutschland 
zunehmend gefährdet. Ein Massenexodus von Unterneh-
men und Investoren ist zwar noch nicht zu beobachten. 
Doch die wirtschaftlichen Fakten sind beängstigend, ins-
besondere für den Mittelstand. Schon heute würden 56 
Prozent der jungen Unternehmer ihre Firma lieber in ei-
nem anderen Land aufbauen. Ganze 96 Prozent des Un-
ternehmernachwuchses sieht bereits eine Deindustriali-
sierung in Deutschland. Ihr drängendstes Problem in 
Deutschland ist die Bürokratie, gefolgt vom immer erdrü-
ckenderen Arbeitskräftemangel. 

Sarna Röser, Bundesvorsitzende des Verbandes „Die 
Jungen Unternehmer“, sagte uns dazu: „Die toxischen 
Rahmenbedingungen am Standort Deutschland sind für 
viele Unternehmer nicht mehr zu verkraften: exorbitante 
Energiepreise, zu hohe Steuern, dramatische Unterver-
sorgung mit Fachkräften. Dazu jede Aktivität erstickende 
Bürokratielasten. Kein Wunder, dass viele Unternehmer 
aufgeben und potenzielle Nachfolger gar nicht erst ein-
steigen. In Sachen Deindustriealisierung rast Deutsch-
land wie ein ICE auf eine nicht mehr tragfähige Brücke zu: 
Die genaue Ankunftszeit kann nicht vorhergesagt wer-
den, aber die Lokführer scheinen immer noch dem Auto-
piloten zu vertrauen.“ Die Verbindungen der Unterneh-
men zum Heimatstandort werden immer lockerer, für 
Firmen werden Investitionen im Ausland attraktiver, 44 
Prozent der Betriebe wollen stattdessen stärker in Nord-
amerika investieren.

Fakt ist, dass Deutschland im Standortwettbewerb zu-
rückfällt. Der Länderindex des ZEW in Mannheim und der 
Stiftung Familienunternehmen wird als Vergleich von 21 
Industriestaaten erstellt. Der Index setzt sich aus sechs 
Unterindizes zusammen, bewertet werden die Bereiche 
Steuern, Arbeit, Regulierung, Finanzierung, Infrastruktur 
und Investitionen sowie Energie. Seit 2006 wurde der 
Standortvergleich neun Mal erstellt. In dieser Zeit ist 
Deutschland um ganze sechs Rangplätze abgerutscht. In 
der aktuellen Rangliste befindet sich Deutschland jetzt 
abgeschlagen auf Platz 18 – ganze vier Plätze schlechter 
als beim vorhergehenden Länderindex aus dem Jahr 2020. 
Und: Es gibt für Deutschland keinerlei Anzeichen für eine 
Aufwärtsbewegung. Nur Ungarn, Spanien und Italien 
schneiden noch schlechter ab.

Außerdem nehmen Insolvenzen und Liquidationen im 
Mittelstand zu. Im gesamten Jahr 2022 hatten die Insol-
venzen um 4,3 Prozent gegenüber dem Vorjahr zugenom-
men. Seit Mitte 2022 nehmen die Insolvenzen in Deutsch-
land stetig zu, im Februar 2023 lagen sie um 20,3 Prozent 
über dem Vorjahresniveau. Im mittelständisch geprägten 
Handel werden 2023 rund 9.000 Geschäfte schließen. Im 



nal für nicht mehr wettbewerbsfähig. 
Fast ein Drittel der Unternehmen (28 
Prozent) plant eine Investitionsverlage-
rung ins Ausland (September 2022: 22 
Prozent). 14 Prozent planen sogar eine 
Streichung der Investitionen (Septem-
ber 2022: 9 Prozent). Lediglich 2 Pro-
zent der KfZ-Unternehmen geben in 
der aktuellen Umfrage an, ihre Investi-
tionen in Deutschland auch angesichts 
der aktuellen Lage erhöhen zu wollen. 
Rund 82 Prozent der befragten Unter-
nehmen der Automobilbranche geben 
an, stark oder sogar sehr stark durch 
die hohen Strompreise belastet zu sein. 

Angesichts dieser Entwicklungen 
wundert es nicht, dass sich in der brei-
ten Bevölkerung Wohlstandsverluste 
bemerkbar machen. So sind die Real-
löhne im vergangenen Jahr bereits zum 
dritten Mal in Folge gesunken. Der 
Rückgang betrug 4,1 Prozent – mehr 
als jemals zuvor seit Beginn dieser Zeit-
reihe.

Angesichts der alarmierenden Sig-
nale für den Industriestandort 
Deutschland ist die Bundesregierung 
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Dr. Christoph Sprich
Redakteur
sprich@mit-bund.de

dass Deutschland im Wettbewerb um 
junge Talente, hochqualifizierte Fach-
kräfte und potenzielle Unternehmens-
gründer zurückfällt. Laut Bertelsmann-
Stiftung hat Deutschland bei dieser 
Personengruppe in den vergangenen 
drei Jahren international an Beliebtheit 
eingebüßt und ist vom 12. Platz (2019) 
auf den 15. Platz zurückgefallen. Zwar 
haben sich die Bedingungen in 
Deutschland gegenüber 2019 nicht ver-
schlechtert – aber andere Länder ha-
ben stark aufgeholt. 

Kein Wunder, dass der Standort 
Deutschland aus Sicht der Unterneh-
men unattraktiver wird. Eine aktuelle 
Umfrage von BDI und der Unterneh-
mensberatung Deloitte zeigt, dass das 
Ansehen des Industriestandortes 
Deutschland sinkt. Mehr als die Hälfte 
(52 Prozent) der Unternehmen sieht die 
Attraktivität Deutschlands in Gefahr. 
58 Prozent erwarten längerfristig einen 
negativen Trend für die Wettbewerbs-
fähigkeit des Standortes im internatio-
nalen Vergleich. Sowohl die aktuelle als 
auch die künftige Standortattraktivität 
wird negativ bewertet. Selbst für indus-
trielle Schlüsselbranchen wird der 
Standort Deutschland zunehmend un-
attraktiv. Laut einer aktuellen Umfrage 
des Verbands der deutschen Automo-
bilindustrie (VDA) halten neun von 
zehn Unternehmen der Autobranche 
(88 Prozent) den Standort Deutschland 
in Bezug auf Energiekosten, Arbeits-
kräfte und Steuerbelastung internatio-

Dorin Müthel-Brenncke

dringend gefordert, Maßnahmen zu er-
greifen. Dieser Meinung ist auch die 
Mittelständlerin Dorin Müthel-Brenn-
cke: „Für den industriellen Mittelstand 
wird es immer schwieriger in Deutsch-
land. Energiekosten, Bürokratie, Steu-
ern, der Mangel an Arbeitskräften – die 
Herausforderungen sind gewaltig.“ Der 
Standort Deutschland muss attraktiv 
für Unternehmen bleiben, insbesonde-
re für den industriellen Mittelstand, 
einer Säule unserer Volkswirtschaft. 
Müthel-Brenncke, die Geschäftsführe-
rin der Schweriner MIX Dachdecker 
und Zimmerer GmbH ist, ergänzt: 
„Wenn die Politik so weitermacht, wer-
den wir erleben, wie mehr und mehr 
Unternehmen sich vom Standort 
Deutschland abwenden. Wir brauchen 
einen Mentalitätswechsel in der Politik. 
Schnell, bevor es für viele Unterneh-
men zu spät ist.“

Der Arbeitskräftemangel muss ent-
schlossen angegangen werden. Früh-
kindliche und schulische Bildung muss 
gestärkt, berufliche Bildung gefördert 
werden. Wir brauchen Zuwanderung in 
den Arbeitsmarkt statt in die Sozialsys-
teme. Die Preisexplosion im Energie-
markt muss überwunden werden durch 
die Ausweitung des Energieangebots. 
Die Bundesregierung muss Bürokratie 
abbauen und das Belastungsmoratori-
um für bürokratische Lasten ernst neh-
men. Darüber hinaus müssen Planungs- 
und Genehmigungsverfahren erheb-
lich beschleunigt und die Unterneh-
mensfinanzierung gesichert, Handels-
abkommen abgeschlossen werden. 
Schließlich muss Deutschland wieder 
eine Führungsposition im Bereich For-
schung und Entwicklung einnehmen, 
die Ausgaben für Wissenschaft und 
Forschung sind zu erhöhen. Die Politik 
ist aufgefordert, Fleiß an den Tag zu le-
gen, um unseren Wohlstand zu sichern. 
Damit Deutschland ein lebenswerter 
Standort bleibt, auch für die Fleißigen, 
auch für die Industrie. ••

w
Findet eine Deindustrialisierung in Deutschland statt?
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Insbesondere die Abhängigkeit von 
Gasimporten aus Russland war gestie-
gen. Laut Bundesregierung stammten 
vor Beginn der Krise bis zu 50 Prozent 
des importierten Gases in Deutsch-
land aus Russland. Durch den Konflikt 
mit Russland in der Ukraine-Krise kam 
es zwischenzeitlich zu Versorgungs-
engpässen und zu der Energiepreisex-
plosion, die bis heute den Standort 
Deutschland schwer belastet. Dies 
unterstreicht die Bedeutung einer di-
versifizierten Energieversorgung und 
die Notwendigkeit, die Abhängigkeit 
von einzelnen Energiequellen und Lie-
feranten zu verringern.

Gleichzeitig hat sich der Export  
von Erneuerbaren Energien wie Wind- 
und Solarenergie deutlich erhöht. 
Deutschland hat in den letzten Jahren 
mehr Strom exportiert als importiert. 
Im Jahr 2022 betrug der Nettoexport 
von Strom etwa 27,5 Terawattstunden. 
Dies liegt insbesondere daran, dass in 
den letzten Jahren der Ausbau erneu-
erbarer Energien stark vorangetrieben 

Samstag, der 15. April 2023. 
Dieses Datum wird in die Ge-
schichte der deutschen Ener-

giepolitik eingehen. Denn an diesem 
Tag schaltete Deutschland die drei 
letzten Kernkraftwerke Isar 2, Neckar-
westheim 2 und Emsland ab. Das Er-
gebnis ließ sich prompt am 16. April 
ablesen: Deckten Importe am 15. April 
noch 6 Prozent der Stromversorgung 
ab, waren es einen Tag nach dem Ab-
schalten der letzten Kernkraftwerke 
schon 14 Prozent. Dieser Strom kam 
vor allem aus Frankreich, Polen, Skan-
dinavien – alles Länder und Regionen, 
die auf Kernenergie setzen oder mit 
Vollgas einsteigen. Und bei uns? Da 
werden die klimaschädlichen Kohle-
kraftwerke wieder ans Netz genom-
men. Kein Wunder, dass das „Wall 
Street Journal“ am 9. März schrieb, 
„Kohle lässt Deutschlands Lichter an“.

Die Abschaltung der Kernkraftwer-
ke in Deutschland erfolgte taktisch 
klug zu Beginn des Frühlings. Aktuell 
scheint wieder mehr die Sonne und es 

Deutschland auf dem
 energiepolitischen Irrweg

ist nicht mehr so kalt. Bedeutet: Solar-
energie läuft überdurchschnittlich, 
der Gasverbrauch für Heizung & Co. 
und auch der Strombedarf von elekt-
risch betriebenen Wärmepumpen ist 
niedriger als im Herbst oder Winter. 
Viele Experten warnen deshalb bereits 
heute vor dem nächsten Winter und 
sehen ähnliche Herausforderungen 
wie letztes Jahr. Eine Situation, die 
man durch eine weitere Verlängerung 
der AKW-Laufzeiten zumindest hätte 
entschärfen können.

Bereits seit dem Beginn des Atom-
ausstieg in Deutschland im Jahr 2011 
hat sich die Abhängigkeit des Landes 
von Energieimporten erhöht. Zu die-
sem Zeitpunkt wurde beschlossen, al-
le Kernkraftwerke in Deutschland bis 
spätestens 2022 stillzulegen. Dadurch 
ist ein erheblicher Anteil der inländi-
schen Energieproduktion weggefal-
len. Um den Energiebedarf dennoch 
zu decken, musste vermehrt auf den 
Import von Energie zurückgegriffen 
werden.

Experten warnen vor dem nächsten Winter –  
nicht nur wegen der Energiepreise

NACH DEM KERNENERGIE-AUSNACH DEM KERNENERGIE-AUS
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wurde. Im Jahr 2022 betrug der An- 
teil erneuerbarer Energien an der 
Brut tostromerzeugung in Deutsch-
land etwa 45 Prozent. Übrigens: In  
16 Jahren unionsgeführter Regierung 
ist der  Anteil von Erneuerbaren damit 
von 10,3 Prozent im Jahr 2005 bis auf  
45,3 Prozent im Jahr 2020 gestiegen. 
Ein Anstieg um 35 Prozentpunkte. 

Gleichzeitig hat sich der CO2-Fuß-
abdruck des deutschen Stroms im Jahr 
2022 durch den Atomausstieg weiter 
erhöht. Das bescheinigte auch das 
Umweltbundesamt und schrieb Mitte 
April: „Die deutlichsten Wiederanstie-
ge gab es in der Energiewirtschaft. Be-
sonders deutlich stiegen die Emissio-
nen aus den öffentlichen Stein- und 
Braunkohlenkraftwerken aufgrund 
des erhöhten Kohleeinsatzes an.“ Ein 
klimapolitischer Irrweg. Die Ampel hat 
insgesamt 14 Steinkohle-Kraftwerke 
und ein Mineralöl-Kraftwerk wieder 
hochgefahren, um die Energiekrise ab-
zuwenden. Allerdings betrug der CO2-
Fußabdruck bereits im Jahr 2021 in 
Deutschland mit 402 Gramm CO2 pro 
Kilowattstunde und lag damit über 
dem EU-Durchschnitt von 275 Gramm 
pro kWh. Der Abstand zu Ländern wie 
Frankreich, die auf Atomstrom setzten 
und damit auf nur 67 Gramm pro kWh 
kommen, oder skandinavischen Län-
dern wie Finnland mit 77g/kwH oder 
Schweden mit 9g/kWh, ist durch den 
deutschen Sonderweg damit noch ein-
mal größer geworden. Die MIT ver-
deutlichte die massiven Einsparpoten-
tiale der Kernenergie immer wieder 
auch in öffentlichkeitswirksamen 
Kampagnen. Eine Verlängerung der 
sechs noch betriebsbereiten Kern-
kraftwerke hätte 70 Millionen Tonnen 
CO2 pro Jahr einsparen können. Und 
selbst die Verlängerung der drei sich 
noch im April am Netz befindlichen 

KKW, die in etwa so viel Strom wie das 
größte Kohlekraftwerk in Deutsch-
land, das Kohlekraftwerk Neurath, 
produzieren, hätte einen Unterscheid 
gemacht. Denn allein dieses Kohle-
kraftwerk stößt rund 30 Mio. Tonnen 
CO2 pro Jahr und damit fast 15 Prozent 
der Emissionen im Energiesektor aus. 

Diese Entwicklung zeigt, dass der 
Atomausstieg in Deutschland zwar zu 
einer Veränderung im Energiehandel 
geführt hat und auch zu einem ver-
stärkten Ausbau erneuerbarer Ener-
gien. Bei Dunkelflaute gibt es aller-
dings weiterhin Schwierigkeiten und 
die Abhängigkeit von Importen von 
Atomstrom aus Frankreich oder Kohle-
strom aus Polen wächst. Zusätzlich 
sind die Strompreise in Deutschland 
durch die Decke gegangen und nicht 
mehr wettbewerbsfähig. Zudem bleibt 
die Frage, ob die gestiegene Abhän-
gigkeit von Gasimporten und die Ver-
ringerung der Stromproduktion durch 
den Atomausstieg eine langfristig sta-
bile und sichere Energieversorgung 
gewährleisten können. Eine Diversifi-
zierung der Energiequellen und Liefe-
ranten sowie der Ausbau der Erneuer-
baren Energien und Speichertechno-
logien in Kombination mit technolo-
gieoffener Forschung an Energien der 
Zukunft könnten hierzu beitragen. 
Damit Deutschland nicht – wie die 

MIT-Chefin Gitta Connemann bei 
Phoenix sagte – „die dümmste Ener-
giepolitik der Welt“ betreibe. 

Der Atomausstieg in Deutschland 
hat in den vergangenen Jahren für viel 
Diskussion und Kritik gesorgt. Wäh-
rend Umweltschützer den Ausstieg aus 
der Kernenergie als notwendigen 
Schritt in Richtung einer nachhaltige-
ren Energieversorgung sahen, warnten 
Wirtschaftsverbände und Energieöko-
nomen vor den wirtschaftlichen Fol-
gen. In den letzten Monaten hatte sich 
die Debatte aufgrund der zugespitzten 
Energiekrise weiter intensiviert.

Achim Dercks, stellvertretender 
Hauptgeschäftsführer der Deutschen 
Industrie- und Handelskammer 
(DIHK), ordnet für uns die Debatte wie 
folgt ein: „Seit dem Angriffskrieg 
Russlands auf die Ukraine sehen wir 
ein extrem gestiegenes Energiepreis-
niveau, welches die Wettbewerbsfä-
higkeit des Produktionsstandortes 
Deutschland bedroht. Denn auch nach 
Ende des Winters sind die Preise deut-
lich höher als bei unseren Wettbewer-
bern. Damit die Energiepreise sinken, 
ist der Markt auf jede Megawattstun-
de Erzeugungskapazität angewiesen. 
Die Kernenergie könnte hier einen 
Beitrag leisten, bis sich die Preise sta-
bilisieren und die Krise endgültig ein-
gedämmt ist.“ 

Deutschland auf dem
 energiepolitischen Irrweg

Der Anteil der Erneuerbaren Energien am Stromverbrauch wurde unter den unions-

geführten Bundesregierungen massiv ausgebaut.

Ausbau der Erneuerbaren gewinnt an Tempo – aber ist er wirklich 
schnell genug?
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Mit dieser Position ist Dercks nicht 
allein. Eine Vielzahl von Wirtschaftsex-
perten hatte immer wieder auf den 
wichtigen Beitrag der Kernenergie zur 
Energieversorgung und zur Stabilisie-
rung der Energiepreise hingewiesen. 
Auch die MIT hatte sich für die Verlän-
gerung der Laufzeiten der Kernenergie 
sowie eine weitere Förderung der For-
schung an Reaktoren der neuen Gene-
ration eingesetzt. Doch Teile der Bun-
desregierung wollen jetzt die beste-
henden Kernkraftwerke möglichst 
schnell rückbauen und so die letzten 
Meiler endgültig unbrauchbar machen. 
Achim Dercks hält dagegen und fordert 
die Wiederaufnahme des Betriebs der 
Kernkraftwerke: „Hierfür sind die 

rechtlichen, technischen und finanziel-
len Voraussetzungen zu schaffen, um 
die 2021 vom Netz gegangenen Kern-
kraftwerke wieder fit zu machen und 
die jüngst runtergefahrenen Anlagen 
für die Zeit der Krise weiterbetreiben 
zu können. Damit würde das Energie-
angebot kurzfristig auf eine Größen-
ordnung ausgeweitet, die in etwa den 
ambitionierten Ausbauzielen von sechs 
Windkraftanlagen pro Tag in den kom-
menden zwei Jahren entspricht.“

Gleichzeitig weist der Energieex-
perte und Volkswirt aber auch darauf 

hin, dass der Neubau von Meilern – 
anders als die verlängerte Nutzung 
bestehender Kapazitäten – umstritte-
ner sei. Heißt also: So lange, wie es 
noch nicht genug Erneuerbare Ener-
gien gibt, hätten die noch betriebsbe-
reiten Kernkraftwerke weiterlaufen 
sollen. Dercks fasst zusammen: „Für 
eine solche Lösung gibt es in der Wirt-
schaft eine breite Unterstützung, wäh-
rend die mittel- bis langfristige Nut-
zung der Kernenergie in der deutschen 
Wirtschaft ähnlich wie in der Bevölke-
rung umstritten ist. Wir dürfen auf ab-
sehbare Zeit Kraftwerkskapazitäten 
nur abschalten, sofern andere wetter-
unabhängige Leistungen ausreichend 
zur Verfügung stehen.“

Auch die großen In-
dustrieverbände hat- 
ten sich kritisch geäu-
ßert. Der Bundesver-
band der Deutschen In-
dustrie (BDI) warnte vor 
einem Verlust an Wett-
bewerbsfähigkeit, da 
deutsche Unternehmen 
aufgrund steigender 
Strom preise im interna-
tionalen Vergleich be-
nachteiligt würden. Zu-
dem würden durch den 
Atom ausstieg Arbeits-
plätze in der Energie-
wirtschaft gefährdet. 
Auch die Bundesvereini-
gung der Deutschen Ar-
beitgeberverbände (BDA) 
kritisierte den Atomaus-
stieg und betonte die 

Bedeutung einer sicheren und bezahl-
baren Energieversorgung für die deut-
sche Wirtschaft. Die Umstellung auf 
Er neuerbare Energien müsse schritt-
weise und unter Berücksichtigung der 
wirtschaftlichen Folgen erfolgen.

Eine Expertin, die die Debatte im-
mer wieder wissenschaftlich eingeord-
net hat, ist die Wirtschaftsweise Vero-
nika Grimm: Sie ist Professorin für 
Volkswirtschaftslehre an der Universi-
tät Erlangen-Nürnberg und Mitglied 
im Sachverständigenrat zur Begutach-
tung der gesamtwirtschaftlichen Ent-

wicklung – und sie hat in einer Studie 
die wirtschaftlichen Folgen des Atom-
ausstiegs untersucht. Grimm sieht auf 
Grundlage der sich veränderten ge-
samtwirtschaftlichen und energiepoli-
tischen Lage den Ausstieg ebenfalls 
kritisch. Hier im Mittelstandsmagazin 
(Ausgabe 04/2022) machte Grimm 
Zweifel an der Energiepolitik der Am-
pel deutlich. Sie kommt zu dem Ergeb-
nis, dass der Atomausstieg kurzfristig 
zu einer Erhöhung der Strompreise 
führen wird. Grimm betont jedoch 
auch, dass der Ausstieg negative Aus-
wirkungen auf die Energiesicherheit in 
Deutschland haben könnte. Sie emp-
fiehlt daher, die Energieversorgung in 
Zukunft diversifiziert zu gestalten. Für 
sie gehört dazu auch die Kernenergie. 

MIT-Präsidiumsmitglied und Ener-
gieexperte Henning Aretz weist in der 
Diskussion um den Weiterbetrieb der 
Atomkraftwerke noch auf einen weite-
ren wichtigen Aspekt hin: „Die anhal-
tend hohen deutschen Strompreise 
sind nicht nur für die Energiewende, 
sondern auch für Mittelstand und 
Handwerk, für Industriearbeitsplätze, 
Wertschöpfungsketten und Wohlstand 
von herausragender Bedeutung. Nicht 
nur sollen fossile durch CO2-freie Ener-
gieträger ersetzt, sondern zusätzlich 
weite Lebensbereiche elektrifiziert 
werden: vom Heizen über die Mobilität 
bis hin zu industriellen Produktionen. 
Allein die Dekarbonisierung der deut-
schen chemischen Industrie erfordert 
eine Verdopplung des deutschen 
Stromverbrauchs. Aber sie stockt we-
gen der hohen Strompreise und Strom-
preiserwartungen erheblich. Industriel-
le Investitionsentscheidungen fallen 
aktuell zunehmend gegen den Standort 
Deutschland. Wohlstand wandert ab.“ 

Auch er betont die Notwendigkeit 
eines stabilen Strompreises, der es  

Henning Aretz
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CO2-Bilanz von KKW

Würde man alle sechs KKW an das Netz anschließen, könnte man 

fünf Braunkohlekraftwerke ersetzen. Das würde CO2-Emissionen 

von rund 70 Millionen Tonnen CO2 pro Jahr einsparen.
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der gesamten deutschen Wirtschaft 
ermöglichen würde, langfristig zu 
 planen. Für ihn zentral: eine Aus-
weitung des Energieangebotes: „Zur 
Preisdämpfung ist dringend eine 
 Ausweitung der Stromerzeugung 
 geboten, weit über das ehrgeizige 
Wachstum der Stromerzeugung aus 
Erneuerbaren Energien hinaus. Die 
CO2-freie Kernkraft wird daher in zahl-
reichen EU-Ländern aus Kosten- und 
aus Klimaschutzgründen vorange-
trieben. Die Entwicklung der Kern-
energie ist nicht stehen geblieben.  
Die energetische Verwertung ab-
gebrannter Brennstäbe bietet unter 
Entsorgungsgesichtspunkten doppel-
ten Nutzen.“  Allein in Europa wird 
 aktuell noch in 12 von 27 EU Staa- 
ten Kernenergie zur Stromproduk- 
tion genutzt. Und: Polen nutzt bis- 

her keine Kernenergie, steigt aber  
ein, um damit den Ausstieg aus der 
Kohle zu bewältigen. Finnland setzt 
mit Unterstützung der dortigen 
 Grünen auf einen Mix aus Erneuer-
baren und Kernenergie. Schweden 
geht denselben Weg. 

Zuletzt warnt Aretz vor den abs-
trakteren Kosten des Kernkraft-Aus-
stiegs: „Wer ohne belastbare Alterna-
tive die neuen technischen Optionen 
der Kernkraft ausschlägt und Strom-
preise damit zum dauerhaften Investi-
tionshemmnis am Standort Deutsch-
land macht, sorgt dafür, dass wir alle 
– Verbraucher, Staat und Sozialsyste-
me – teuer dafür bezahlen.“

Die Auswirkungen des Kernener-
gieausstiegs auf den Energiepreis auf 
lange Sicht sind umstritten. Einerseits 
könnte der Atomausstieg kurzfristig 

zu höheren Strompreisen führen, da 
der Strombedarf durch den Ausstieg 
aus der Kernenergie zunächst durch 
teurere Gas- und Kohlekraftwerke ge-
deckt werden muss. Andererseits 
könnten die Preise mittel- bis lang-
fristig wieder sinken, da die Kosten für 
Erneuerbare Energien fallen und weni-
ger Investitionen in teure Sicherheits-
maßnahmen notwendig sind. Kurzfris-
tig ist allerdings klar, dass so lange wie 
die Erneuerbaren Energien noch nicht 
ausreichend ausgebaut sind, die Ab-
hängigkeit Deutschlands und die Vola-
tilität des deutschen Strommarktes 
durch den Ausstieg erhöht wurde. ••

Lars Jüngling-Dahlhoff
Redakteur
juengling-dahlhoff@mit-bund.de
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Wie managt man  
erfolgreich die größte 
Oppositionsfraktion? 
Thorsten Frei berichtet  
im Interview mit  
Mittelstandsmagazin- 
Chefredakteur Fabian 
Wendenburg über die 
 Erfolge der CDU/CSU,  
die Übergriffigkeit der 
Ampel – und er schlägt 
drei Kernthemen für den 
nächsten Wahlkampf vor.

„Wir brauchen eine 
neue Angebotspolitik“
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Fabian Wendenburg: Herr Frei,  
als Erster Parlamentarischer 
 Geschäftsführer der CDU/CSU-
Fraktion sind Sie der „Fraktions-
manager“. Wie ist Ihr Selbst-
verständnis in dieser Rolle in der 
 größten Oppositionsfraktion? 
Thorsten Frei: Eine Opposition muss 
von der Regierung unterscheidbar 
sein. Unsere Aufgabe ist es deshalb, 
eine klare politische Alternative zur 
bestehenden Regierungsmehrheit zu 
unterbreiten. Wir dürfen uns nicht im 
„Nein“ und „Dagegen“ erschöpfen, 
sondern wir müssen konkurrierende 
Entwürfe anbieten und diese dann in 
einer klaren, eindeutigen und ver-
ständlichen Sprache vortragen. Dazu 
möchte ich einen Beitrag leisten.

Gibt es aus Ihrer Sicht Erfolge  
in der Opposition, so dass Sie sagen 
können: Opposition wirkt?
Da kann ich deutlich „Ja“ sagen. Wir 
haben wichtige Erfolge erzielt. Das 
fängt an mit der Verhinderung der 
Impfpflicht und geht weiter über die 
Beendigung der Gasumlage. Wir ha-
ben das Sondervermögen in Höhe von 
100 Milliarden Euro für die Bundes-
wehr mitgestaltet und die Koalition 
Ende April 2022 zu Waffenlieferungen 
an die Ukraine regelrecht gezwungen. 
Man muss sich daran erinnern, wie zu-
rückhaltend der Bundeskanzler da-
mals war. Ein weiteres Beispiel ist das 
Bürgergeld, das wir in einem großen 
Vermittlungsverfahren deutlich korri-
gieren konnten. Ich hätte mir nicht 
vorstellen können, dass die FDP einem 
Gesetz der SPD und Grünen zur Mehr-

heit verhilft, das den Geist des bedingungslosen Grundein-
kommens atmet. Liberalismus in Deutschland, das war ein-
mal Leistungsgerechtigkeit; das war einmal Subsidiarität; 
das war einmal der Gedanke: Die Gesellschaft hilft denen, 
die sich selbst nicht helfen können, aber nicht denen, die 
sich selbst gar nicht helfen wollen.

Doch zurück zur Opposition. Wichtig ist: Wir beschäfti-
gen uns nicht nur mit Vorschlägen aus der Regierung, son-
dern arbeiten konzeptionell nach vorne. So haben wir eine 
umfassende China-Strategie und einen Vorschlag für eine 
grundlegende Bahnreform vorgelegt, bei der wir auch ei-
gene, frühere Entscheidungen zur Disposition stellen. Und  
zu guter Letzt gibt es nun auch ein seriöses Konzept zur 
Migrationspolitik. 

Sie sprechen einige wichtige Punkte an, an denen 
 ja auch die MIT gewirkt hat, etwa die Ausgestaltung 
des Bürgergeldes. Die Bundestagspräsidentin Bas  
hat kürzlich die Bundesregierung angemahnt, mehr 
Zeit für die parlamentarische Beratung zu lassen.  
Wie erleben Sie diese kurzen Fristen, über die sich  
ja auch die Verbände beschweren?
Gerade die Rückkopplung aus den Verbänden nehme ich 
sehr ernst, weil das die Sachverständigen sind, die wir 
brauchen. Und wenn wir heute jemanden innerhalb eines 
Tages zu einer Stellungnahme auffordern, ohne, dass Zeit 
für eine inhaltliche Prüfung ist, dann geht das auf Kosten 
der Qualität der Gesetzgebung. 

„Wir beschäftigen uns nicht nur mit 
Vorschlägen aus der Regierung, sondern 
arbeiten konzeptionell nach vorne.“
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Mittelstandsmagazin-Chefredakteur Fabian 

 Wendenburg traf Thorsten Frei im Bundestag
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Und der dritte Punkt: Wir brauchen 
flächendeckend eine neue Angebots-
politik. Im Bereich der Energiepolitik, 
der Steuerpolitik, der Arbeitsmarkt-
politik, der Deregulierung und des Bü-
rokratieabbaus. Denn Überregulie-
rung und Bürokratie lähmt uns alle, 
zuvorderst den Mittelstand, aber 
letztlich auch den Staat. 

Und wenn ich vielleicht noch einen 
weiteren Punkt hinzufügen darf: Ich 
glaube, dass wir auch auf die ganz gro-
ßen Themen überzeugend antworten 
müssen. Die großen, Jahrzehnte über-
dauernden Themen sind zum einen 
der Klimawandel, wo wir zeigen müs-
sen, dass wir mit den Instrumenten 
der Marktwirtschaft beste Lösungen 
erreichen können. Und der zweite 
Komplex ist der demografische Wan-
del mit all seinen Auswirkungen auf 
die sozialen Sicherungssysteme.   

Der Jurist Thorsten Frei (49) arbeitete 

2002 bis 2004 als Regierungsrat im 

Staatsministerium Baden-Württemberg. 

2004 bis 2013 war er Oberbürgermeister 

der Stadt Donaueschingen. Seit Okto-

ber 2013 ist er Mitglied des Deutschen 

Bundestages. 2018 bis 2021 war Frei 

Stellvertretender Vorsitzender der CDU/

CSU-Bundestagsfraktion für Innen- und 

Rechtspolitik. Seit 2021 ist er Erster 

Parlamentarischer Geschäftsführer der 

CDU/CSU-Bundestagsfraktion.

Der Brief von Bärbel Bas im März war in seiner Klarheit gegenüber 
der Bundesregierung bemerkenswert. Aber das hat natürlich eine 
Vorgeschichte: Wir bemängeln diese Praxis in quasi jeder Sitzung des 
Ältestenrates des Bundestages. Und wir haben auch darauf hinge-
wiesen, dass es nicht geht, dass die Koalition ewig lang streitet, und 
man dann glaubt, mit Koalitionsgesprächen parlamentarische Ver-
fahren zu ersetzen. Das ist eine Respektlosigkeit gegenüber dem 
Parlament und auch eine Überhöhung der eigenen Position. 

Ist dies auch eine Folge des Anspruchs, möglichst viele Aspekte 
unseres Lebens über Gesetze zu regeln? Übernimmt sich das 
Parlament damit?
Nicht das Parlament, aber die Koalition. Ihr Punkt ist genau richtig. 
Wenn man wie diese Bundesregierung nicht auf marktwirtschaft-
liche Anreize setzt, sondern auf Verbote, dann führt dies zu immer 
mehr Bürokratie. 

Was sind denn für Sie die drei Kernthemen, mit denen die CDU 
in einen Wahlkampf ziehen sollte? 

Wir werden uns auf die grundlegenden Werte der Christdemokra-
tie beziehen. Ausgehend vom christlichen Menschenbild sehen wir 
das Individuum, und nicht ein wie auch immer geartetes Kollektiv. 
Das heißt: Wir setzen auf die Selbstverantwortung des Einzelnen, 
auf die Freiheit in Verantwortung, auf Werte wie Leistungsbereit-
schaft. Selbstverständlich setzen wir auf die Soziale Marktwirt-
schaft, ohne dass wir die Illusion haben, dass jeder Mensch gleich 
oder gleich leistungsstark ist. Vielmehr ist es unsere Pflicht, die 
Schwächeren mitzunehmen. 

Der zweite Punkt ist für mich die Konzentration auf die Kernauf-
gaben des Staates. Das hat etwas mit Schwerpunktsetzung zu tun. 

„Ausgehend vom christlichen 
 Menschenbild sehen wir das  
Individuum, und nicht ein wie  
auch immer geartetes Kollektiv.“
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Lassen Sie mich diesen Ball auf greifen: Das Bundes-
verfassungs gericht hat in seinem Klimaurteil den 
 Begriff der „intertemporalen Freiheitssicherung“ ins 
Feld geführt, sprich: Wir haben die Verantwortung, 
jetzt Dinge zu tun oder zu unterlassen, die die Freiheit 
unserer Kinder und Enkel nicht über Gebühr einschränkt. 
Wie übersetzen Sie diesen Auftrag konkret in Klima-
politik? 
Ich halte diese neue Denkfigur des Bundesverfassungsge-
richts, die Freiheitsrechte des Grundgesetzes auch vertikal 
zwischen den Generationen zu sehen, für eine sehr positi-
ve Fortentwicklung, weil es jenseits der Klimapolitik ganz 
generell den Nachhaltigkeitsgedanken stärkt. Das gilt ins-
besondere auch für die sozialen Sicherungssysteme und 
für die Solidität der Staatsfinanzen. Das bedeutet, dass 
unser heutiges Handeln auch vor dem Urteil zukünftiger 
Generationen Bestand haben muss. Und das ist ein zu-
tiefst christdemokratischer Ansatz. 

Der Kern der Frage ist nicht, ob wir die Klimaziele ein-
halten, sondern wie wir sie einhalten. Wenn wir Deutschen 
für 1,73 Prozent des CO2-Ausstoßes weltweit verantwort-
lich sind, dann ist es wichtig, dass wir unseren Beitrag zum 
Klimaschutz national leisten. Aber es ist beileibe nicht aus-
reichend. Wir werden nur etwas Positives für das Weltkli-
ma bewirken, wenn es uns gelingt, Klimaschutz auf eine 
attraktive Art und Weise zu machen, die nicht Wohlstand 
kostet und nicht zur Deindustrialisierung führt. Und das 
schaffen wir aus meiner Sicht nicht mit einer dirigistischen 
Politik und mit einer technologischen Engführung. Dieses 
Ziel ist nur mit marktwirtschaftlichen Anreizsystemen zu 
erreichen, mit Technologieoffenheit und mit der Innova-
tionskraft von Unternehmen und Bürgern. 

Die Stichworte sind also CO2-Bepreisung, Emissions-
handel und Technologieoffenheit als Instrumente des 
Klimawandels. Dafür muss der Staat ein Regelwerk 
schaffen. Aber muss der Staat darüber hinaus etwas 
tun? 
Ich bin gegen zu viel Festlegung und dafür, dass man Po-
tenziale nutzt. Lassen Sie mich ein Beispiel entlang des Ge-
bäudeenergiegesetzes (GEG) geben: Wir haben schon vor 
einigen Jahren entschieden, dass ab 2026 keine Ölheizun-
gen mehr verbaut werden sollten, dann aber mit einem 
siebenjährigen Vorlauf, wo sich Unternehmen, aber auch 
die Bürger darauf einstellen konnten. Es kann aber durch-
aus sein, dass es Konstellationen im Gebäudebestand gibt, 
bei denen der Betrieb einer Gasheizung zusammen mit 
umfassenden Gebäude-Sanierungsmaßnahmen unter dem 
Gesichtspunkt des Klimaschutzes sehr viel sinnvoller ist als 
der Einbau einer Wärmepumpe. Das kann aber nicht der 
Staat entscheiden. Es kann doch nicht richtig sein, dass im 
Bundeswirtschaftsministerium zentral entschieden wird, 
dass für alle Bestandsgebäude, die in den nächsten 20 Jah-
ren ihre Heizung auswechseln müssen, die Wärmepumpe 

die einzige Technologie ist. Und das wird am Ende dazu 
führen, dass man für die CO2-Einsparung gar nicht das Ma-
ximale erreicht – auch vor dem Hintergrund, dass mehr als 
die Hälfte des Stroms in Deutschland aus fossilen Quellen 
stammt. 

Die Kosten für die Umsetzung des GEG werden auf 
180 Milliarden Euro bis zu 600 Milliarden Euro ge-
schätzt. Aber auch, wenn die Wärmewende über den 
Emissionshandel gesteuert wird, wird sie Geld kosten. 
Wie würde dann nach Ihrer Vorstellung eine Entlas-
tung der Bürger aussehen? Förderung, oder eher ein 
Klimageld aus den Einnahmen für die Emissions-
zertifikate?
Wir dürfen nicht die Illusion erwecken, dass mit unseren 
marktwirtschaftlichen Vorstellungen der Klimaschutz eine 
kostenfreie Angelegenheit würde. Die Bepreisung von CO2 
führt dazu, dass der CO2-Ausstoß Geld kostet, und durch 
die Verknappung der Zertifikate wird es grundsätzlich teu-
rer werden, um die marktwirtschaftlichen Anreize für CO2-
Reduktion zu stärken. Und ich bin sehr dafür, dass das da-
durch eingenommene Geld auch tatsächlich im Kreislauf 
bleibt und den Bürgern und auch den Unternehmen wieder 
zurückgegeben wird. 

Lassen Sie mich ein anderes Thema aufgreifen, das 
Thema Migration. Sie haben ja eine starke kommunale 
Verankerung in Ihrer politischen Vita. Was kriegen Sie 
gespiegelt aus Ihrem Wahlkreis, von Ihren kommunalen 
Partnern, wie ist die Situation vor Ort, was die Zuwan-
derung angeht? 
Die Herausforderungen vor Ort sind gewaltig. Allein im 
vergangenen Jahr sind 1,1 Millionen Menschen aus der Uk-
raine zu uns gekommen. Dazu gab es etwa 250.000 Asyl-
anträge. Das bedeutet, dass vergangenes Jahr mehr Men-
schen schutzsuchend nach Deutschland kamen als in den 
Jahren 2015 und 2016 zusammen. Und da die Menschen ja 
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alle in den Städten und Gemeinden unseres Landes ankom-
men, sind dort die Herausforderungen für die Kommunen 
enorm. Die Rückmeldung, die ich bekomme, ist: Wir in Ber-
lin beschränken uns in unserer Wahrnehmung häufig auf 
die Aufnahme, Versorgung und Unterbringung der Men-
schen. Aber für die Kommunen ist die Aufgabe sehr viel 
vielfältiger, zum Beispiel im Bereich der Kinderbetreuung, 
der Schulen, am Wohnungsmarkt, bei der ärztlichen Ver-
sorgung. Wir sehen eine extreme Anspannung der öffent-
lichen und privaten Infrastruktur. Das muss man zusam-
menbringen. Und das bedeutet für mich: Wir müssen die 
Kommunen stärker unterstützen, als es bisher der Fall ist. 
Und wir müssen neben der Steuerung und Ordnung der 
Migration auch den Mut haben, Migration zu begrenzen.

Tut das die Bundesregierung aus Ihrer Sicht? 
Nein, das tut sie nicht. Im Gegenteil. Auch mit dem neuen 
Aufenthaltsrecht sendet sie das Signal in die Welt: Wer es 
einmal nach Deutschland geschafft hat, der kann hierblei-
ben. Und zwar unabhängig davon, ob ein Asylantrag berech-
tigt ist oder nicht. Und: Man darf nicht wie in der Vergangen-
heit den Fehler machen, humanitäre Migration mit Arbeits-
migration zu verwechseln. Das eine hat mit dem anderen 
nichts zu tun. Da zitiere ich unseren früheren Bundespräsi-
denten Richard von Weizsäcker, der schon in den 80er Jahren 
gesagt hat: Humanitäre Migration ist für diejenigen, die uns 
brauchen, Arbeitsmigration ist für diejenigen, die wir brau-
chen. Die großen Migrationswellen der vergangenen Jahre 
entspannten das Arbeitskräfteproblem in Deutschland 
nicht. Es war vor allem eine Migration in die sozialen Trans-
fersysteme. Und das ist nicht in unserem Interesse.

Was sind Ihre Vorschläge für qualifizierte Zuwanderung 
in den Arbeitsmarkt? 
Wir sollten eine „Work and Stay-Agentur“ aufbauen, die 
digital ausgerichtet ist, und in der dann die rechtlichen und  
konsularischen Fragen, Fragen wie die Anerkennung von 
Berufsabschlüssen, möglichst digital, möglichst aus einer 
Hand und möglichst zügig bearbeitet werden können. 

Es ist ein Trugschluss unserer linken Regierung, dass sie 
glaubt, wir könnten dadurch attraktiv werden, dass man die 
Anforderungen für die Einbürgerung absenkt. Die Men-
schen, die als Leistungsträger zu uns kommen, fragen doch 
sehr viel eher, ob sie bei uns adäquaten Wohnraum finden, 
ob sie für ihre Kinder gute Betreuungs- und Beschulungs-
möglichkeiten finden. Sie fragen nach einem leistungsorien-
tierten Steuersystem. Und Fakt ist, dass wir mit unserem 
generösen Sozialstaat sehr attraktiv sind für diejenigen, die 
nicht so viel mitbringen, und sehr unattraktiv sind für dieje-
nigen, die als Leistungsträger nicht nur in Deutschland um-
worben werden, sondern in vielen anderen Ländern der Erde.

Meine letzte Frage bezieht sich wieder auf die parla-
mentarische Arbeit: Es gibt jetzt eine Wahlrechts-
reform. Wenn Sie einmal zehn Jahre nach vorne 
 blicken, was glauben Sie, wie das Parlament in zehn 
Jahren aussieht, wie es arbeitet, wenn diese Wahl-
rechtsreform kommt? 

Die Novellierung des Wahlgesetzes, die von der Bundes-
regierung beschlossen wurde, bedeutet einen nahezu kom-
pletten Schwenk hin zu einem Verhältniswahlrecht. Es 
schwächt die Wahlkreise, und das sorgt dafür, dass Listen 
und Parteien in diesem Gefüge gestärkt werden. Deutsch-
land ist ein Land, das von ganz unterschiedlichen Regionen 
geprägt ist. Und die Qualität eines Parlaments zeigt sich 
auch darin, inwieweit es die Vielfalt des Landes auch in ih-
ren Persönlichkeiten im Parlament abbildet. Und deswegen 
ist es wichtig, dass nicht alle Abgeordneten in Berlin leben, 
sondern zu jeder Sitzungswoche aus allen Teilen des Landes 
hierherkommen, mit den Erlebnissen und Eindrücken aus 
den ganz unterschiedlichen Teilen des Landes, die sie dann 
hier zu praktischer Politik verarbeiten. Und natürlich ist 
auch entscheidend, dass die Bürger das Gefühl haben müs-
sen, ihren Abgeordneten gewählt zu haben, der ihnen im 
Übrigen auch erklärungspflichtig ist für das, was er tut oder 
unterlässt. Wir sollten alles verhindern, was dazu führt, 
dass wir uns in Richtung eines Funktionärsparlaments ent-
wickeln. Und diese Gefahr sehe ich durch dieses Wahlrecht. 
Am Ende führt es nicht zu einem besseren Bundestag. 

Lieber Herr Frei, ich bedanke mich für dieses 
 Gespräch. ••

„Wir müssen neben der Steuerung 
und Ordnung der Migration  
auch den Mut haben, Migration  
zu begrenzen.“
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Anzeige

Als Unternehmen ein Zeichen zu setzen und soziale 
Verantwortung zu übernehmen zahlt sich aus! Denn 
Ihre Hilfe kommt Menschen in Not direkt zugute – und 
gleichzeitig stärken Sie das Engagement Ihrer Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter.

Immer mehr Unternehmen unterstützen Hilfsprojekte 
auf vielfältige und kreative Weise – zum Beispiel mit 
Spendenaktionen und Sammlungen. In humanitären 
Notsituationen ist das unendlich wertvoll. Die Zusam-
menarbeit mit renommierten Hilfsorganisationen bie-
tet dabei großartige Chancen.

Liebe Leserinnen und Leser des Mittelstandsmagazins, 
an unserer Seite können Sie entscheidend zu überlebens-
wichtiger Nothilfe und wirksamer Katastrophenvorsor-
ge in Krisengebieten beitragen. Helfen und spenden Sie 
nachhaltig – lassen Sie uns noch heute zu starken Part-
nern werden!

Gemeinsam können wir Leid lindern und Leben retten. 
Mein besonderes Anliegen: Unterstützen Sie Menschen 
aus der Ukraine, die infolge des Krieges auf der Flucht 
sind. Oder helfen Sie Menschen, die bei den Erdbeben in 
der Türkei und Syrien alles verloren haben. 

Herzlichen Dank für Ihr großartiges Engagement. 
Ich freue mich sehr, Sie an unserer Seite zu wissen.

Ihre

Manuela Roßbach
Geschäftsführende Vorständin 
von Aktion Deutschland Hilft

Manuela Roßbach, 
Geschäftsführende Vorständin 

von Aktion Deutschland Hilft

„Unternehmerisches 
Engagement wirkt!“

Unternehmen helfen: 
Starke Partner in der humanitären Hilfe

Aktion Deutschland Hilft ist Ihr starker Partner für 
unternehmerisches Engagement. In dem Bündnis 
haben sich mehr als 20 Hilfsorganisationen zusammen- 
geschlossen. Bei Krisen und Katastrophen leisten sie 
weltweit Hilfe – gemeinsam, schnell und e� ektiv. Und 
Projekte zur Katastrophenvorsorge verhindern Leid, 
noch bevor es geschieht.

Ihr unternehmerisches Engagement und die langjährige 
Erfahrung der Hilfsorganisationen: Das sind großartige 
Voraussetzungen, Menschen in Not nachhaltig zu 
unterstützen.

Gerne beraten wir Sie persönlich und � nden 
die passende Kooperationsmöglichkeit für Sie – 
kontaktieren Sie uns noch heute!

Wir beraten Ihr Unternehmen individuell und persönlich
E-Mail: marketing@Aktion-Deutschland-Hilft.de
Telefon: 0228 242 92-420

So können Sie als Unternehmen helfen
• Unternehmensspende zu besonderen Anlässen
• Spendensammlung oder Bene� zveranstaltung
• Förderung eines konkreten Hilfsprojekts

Spendenkonto
DE62 3702 0500 0000 1020 30
www.Aktion-Deutschland-Hilft.de/csr
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Dass die CDU Wirtschaft, 

Klimaschutz und Energie 

als Säulen eines großen 

 Ganzen sieht, machte  

die Volkspartei Mitte 

April beim Zukunftskon-

gress im Berliner Tempo-

drom deutlich.

Beim Zukunftskongress im Berliner Tempodrom machte die CDU deutlich, 
dass sie Wirtschaft und Klimaschutz als großes Ganzes betrachtet. Ein 
Teil des Programms: Ein Wettbewerb von Start-Ups, die innovative und 

technologische Lösungen zur Bekämpfung des Klimawandels präsentierten. Jedes 
Start-Up hatte einen Paten. Die MIT-Bundesvorsitzende Gitta Connemann war 
Patin des Start-Ups „Skermjan“ aus Dorfhain im Tharandter Wald in Sachsen. Der 
Pitch von Gründer und MIT-Mitglied Carsten Gieseler wurde mit dem zweiten 
Platz belohnt. 

Was sind Carbon Removal Regions (CRR)?
Skermjan entwickelt regionale Konzepte zur Entnahme von CO2 aus der Atmo-
sphäre und dessen langfristiger Fixierung (Carbon Dioxide Removal) in Form von 

Regionale CORegionale CO22-Speicher -Speicher 
 gegen den Klimawandel gegen den Klimawandel

SO WIRD DIE KOHLEN-

STOFFENTNAHME ZU 

EINEM MEHRWERT FÜR 

ALLE BETEILIGTEN
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Pflanzenkohle (Biochar). Dazu identi-
fizieren sie Biomasseströme und defi-
nieren auf dieser Basis optimale 
Standorte, an denen die Kohlenstoff-
entnahme energieeffizient, ressour-
cenoptimiert und mit Mehrwert für 
alle Beteiligten (zum Beispiel Gemein-
den für die Wärmeversorgung oder 
von Unternehmen mit Wärme- oder 
Pflanzenkohlebedarf) genutzt werden 
kann. Die dabei entstehenden dauer-
haften CO2-Speicher werden regional 
aufbereitet und in landwirtschaftli-
chen Prozessen zur Steigerung der 
Biodiversität und der Erträge genutzt. 
Es entstehen sogenannte Carbon Re-
moval Regions (CRR) – also regionale 
Ökosysteme, die widerstandsfähiger 
gegen den Klimawandel sind.

Welche Tech-
nologie kommt  
da zum Einsatz?
Kerntechnologie ei-
ner Carbon Removal 
Region ist die Pyro-
lyse von Biomasse. 
Hierbei wird die regi-
onale Biomasse, wie 
zum Beispiel Holz-
hackschnitzel, Stroh 
oder Klärschlamm, 
unter hohen Tempe-
raturen und dem Aus-
schluss von Sauer-

stoff umgesetzt. Dabei verwendet das 
Team von Skermjan den Teil der Bio-
masse, der nicht mehr der Ernährung 
bzw. als Baustoff dient. Es wird einem 
Ökosystem nur so viel Biomasse ent-
nommen, wie nachwächst und nicht 
zur Eigenregeneration im Sinne einer 
nachhaltigen Bewirtschaftung verblei-
ben sollte.

Wie funktioniert der Pyrolyse-
prozess?
Bei dem Pyrolyseprozess wird der 
Kohlenstoff der Biomasse als Pflan-
zenkohle stabilisiert und dessen Zer-
fall verhindert. Dadurch wird der in 
der Photosynthese gebundene Koh-
lenstoff langfristig fixiert. Die Pflan-
zenkohle dient also als effizienter CO2-

Speicher. Sie wird innerhalb der Car-
bon Removal Region in der Landwirt-
schaft eingesetzt. Aufgrund der porö-
sen Struktur eignet sich die Pflanzen-
kohle als hervorragender Nähr- 
stoff- und Wasserspeicher, wodurch 
die Böden trockenheitsresistenter und 
produktiver werden. Gleichzeitig wird 
durch den Pyrolyseprozess regenerati-
ve Energie – also grüne Wärme und 
Strom – erzeugt, und zwar grundlast-
fähig, da die Anlagen im Dauerbetrieb 
(24/7) laufen. Die Energie wird in die 
kommunalen Netze eingespeist. So 
können Haushalte und Produktions-
standorte der Regionen verlässlich 
versorgt werden.

Übrigens: Skermjan kommt vom 
germanischen Wort „Skjerm“, was so 
viel bedeutet wie schützen/schirmen. 
Das passt wie die Faust aufs Auge zur 
Mission von Skermjan, die nämlich 
heißt: „Wir entziehen der Atmosphäre 
CO2 und erhöhen die Biodiversität mit 
Hilfe innovativer Technologien. Unse-
re Lösung stabilisiert und entwickelt 
dabei nachhaltige, wirtschaftliche Ge-
schäftsmodelle für regionale Ökosys-
teme.“  ••
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Skermjan-Geschäftsführer Carsten Gieseler mit Gitta Conne-
mann bei der Präsentation auf dem Zukunftskongress der CDU
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Die Aufregung war groß. Nach dem Koali-
tionsgipfel Ende März hat die Bundesre-
gierung die genaue Einhaltung von CO2-
Einsparungen je Sektor gestrichen; er-
möglicht wurde stattdessen eine Verrech-
nung der sektorspezifischen Klimaziele. 
Mit anderen Worten: Schafft ein Sektor 
die Reduktionsziele nicht, kann ein ande-
rer einspringen.

„Eine Aufweichung des Klimaschut-
zes!“, war vielfach zu hören. Aber ist dem 
wirklich so? Schlecht ist ohne Frage, dass 
die Bundesregierung die Gesamtziele 
des Klimaschutzgesetzes seit ge-
raumer Zeit reißt. Die geplante 
Verrechnung von Sektorzielen 
könnte aus meiner Sicht aber 
dazu beitragen, die Klimaziele 
kostengünstiger zu erreichen. 

Zu den wesentlichen Erfolgsfak-
toren des Wirtschaftens gehört, mit gege-
benem Mitteleinsatz den größten Ertrag 
zu erzielen. Diese „Effizienz“ beim Einspa-
ren von Treibhausgasemissionen unter-
scheidet sich aber von Sektor zu Sektor 
und  ist abhängig von bereits erreichten 
Fortschritten. So kann zum Beispiel im Be-
reich Energieerzeugung mit relativ gerin-
geren Mitteln mehr CO2 eingespart wer-
den als zum Beispiel bei der Gebäudewär-
me, wo neben einer teuren Wärmepumpe 
auch erhebliche Sanierungsarbeiten anfal-
len. 

Das gleiche Argument gilt auch für  
den erreichten Grad an Klimaneutrali- 
tät. Wir alle kennen das. Die ersten Er- 
folge sind leicht erzielt, zum Beispiel in 
Sachen Fitness. Schwierig wird es auf  
den letzten Metern. Dies gilt auch beim 
Erreichen des Maximalziels Klimaneu-
tralität. Hat ein Sektor schon große Fort-
schritte gemacht, steigen die Kosten  
der Einsparung überproportional an. Bes-
ser wäre es daher, von den geringeren 
 Kosten einer zusätzlich eingesparten Ton-

ne CO2 in den Sektoren zu profitie-
ren, wo bislang weniger geschehen 

ist. 
Dieses Prinzip gilt auch glo-

bal. Die letzten CO2-Einsparun-
gen auf dem Weg zur vollständi-

gen Klimaneutralität sind für ein 
Land mit großem finanziellem Auf-

wand verbunden. Besser ist es, weniger 
klimabewussten oder ärmeren Ländern 
beizuspringen, wo die „Netto-Null“ noch 
in weiter Ferne liegt. 

All dies spricht meines Erachtens für 
die Sinnhaftigkeit, Sektorziele zu verrech-
nen. Denn – und das ist entscheidend – 
die Gesamtmenge an jährlichen CO2-Ein-
sparungen hat sich durch die Flexibilisie-
rung der Ziele nicht verändert. Um es kurz 
zu sagen: Dem Klima ist egal, wo CO2 ein-
gespart wird.   ••

Brauchen wir sektorübergreifende  
Klimaziele?

Dem Klima ist es egal, wo CO2 eingespart wird

In dieser Rubrik lassen wir Mitglieder der MIT zu Wort kommen.  
Die Beiträge geben ihre persönliche Meinung wieder.

PRO & CONTRA

PROKlaus Wiener MdB (60) 
ist Mitglied im Ausschuss für 
Umwelt, Naturschutz, nukleare 
Sicherheit und Verbraucher-
schutz
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Während bislang jedes Ministerium individuelle Klimaziele 
erfüllen musste, soll nun eine Gesamtrechnung erfolgen. 
Die Folge: Auf die Einzel-Ressorts wird bei der CO2-Reduk-
tion weniger Druck ausgeübt. Ist das sinnvoll?

Ein Großteil aller ausgestoßenen CO2-Mo-
leküle verharrt Jahrhunderte lang in der 
Atmosphäre. Unser industrieller Aufstieg 
wurde von extrem viel CO2 begleitet, des-
sen aufheizende Folgen leider noch lange 
wirken werden. Deswegen ist unsere Ver-
antwortung deutlich größer als die immer 
zitierten zwei Prozent unseres heutigen 
Emissions-Volumens.

Überdurchschnittlich ist nach jeder Re-
chenart nicht nur unser Ausstoß, sondern 
auch dessen Auswirkung. Im Durchschnitt 
1,6 °C wärmer ist es bei uns heute als in 
vorindustrieller Zeit, weltweit „nur“ 
1,15 °C. Das klingt vielleicht we-
nig. Aber der Unterschied zur Eis-
zeit sind auch nur 4 °C. 

Friedrich Merz warnt zu Recht 
vor dem sterbenden Arnsberger 
Wald. Extremes Wetter, wie die 
schreckliche Flut im Ahrtal, die Dürren, 
die steigende Wasserknappheit zeigen, 
wie stark der Klimawandel bei uns ange-
kommen ist. Und die Auswirkungen wer-
den schlimmer und schwerer umkehrbar 
mit jedem weiteren Zehntelgrad, um das 
sich das Klima weiter erwärmt. Klimaziele 
sind keine politischen Wünsche, sondern 
physikalische Notwendigkeiten.

Wir sind keineswegs auf den letzten 
Metern der Reduzierung, sondern nicht 
mal bei der Hälfte. Die Ampel hat die mit-
telfristigen Ziele im Verkehrssektor fak-

tisch aufgegeben – ohne realistischen Er-
satz. Heizungen schneller auszutauschen 
ist weder realistisch noch sozialverträg-
lich. Wir hinken beim Ausbau von Wind 
und Sonne hinterher. Im Bereich Energie 
noch mehr zu schaffen, als die Ampel sich 
vorgenommen hat, ist Wunschdenken. 
Bleibt als Ersatz für den Verkehr nur die 
Industrie. Reden wir nicht drumherum: 
Beschleunigte Transformation dort be-
deutet beschleunigte Deindustrialisie-
rung. Ohne Zeit für den Umbau wird die 

Industrie es nicht schaffen. 
Mit der Aufgabe der Sektorziele 

verlassen wir den gemeinsamen 
europäischen Pfad. Die vereinbar-
ten Sektorziele sollen in Schritten 
in einen gemeinsamen Emissions-

handel münden. Solange aber in 
einzelnen Sektoren Preisobergrenzen 

gelten (wie die 45 Euro pro t CO2 beim Woh-
nen), um soziale Unruhen zu vermeiden, so-
lange funktioniert kein sektorübergreifen-
der Handel. Das ist aber genau der markt-
wirtschaftliche Weg, den wir in der EU wei-
terverfolgen sollten. Der jetzt gewählte 
deutsche Sonderweg ist schädlich, verstößt 
gegen das Urteil des Bundesverfassungsge-
richtes, wird von dem noch von der Union 
eingesetzten Expertenrat für Klimafragen 
der Bundesregierung zu Recht scharf kriti-
siert und verschiebt zulasten unserer Kinder 
Probleme in die Zukunft.  ••

Die Aufweichung der Sektorziele ist unverantwortlich

Ihre Meinung zählt
Stimmen Sie mit ab auf der MIT-Web-
seite! Unter www.mit-bund.de/ 
mitmachen/umfrage können Sie 
Ihre Meinung zum aktuellen Pro und 
Contra äußern. Über das Abstim-
mungsergebnis informieren wir im 
MIT:NEWSLETTER. Sollten Sie  diesen 
noch nicht erhalten, können Sie ihn 
unter www.mit-bund.de/newsletter 
kostenlos abonnieren.
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Thomas Heilmann MdB (58) 
ist Mitglied im Ausschuss für Klima-
schutz und Energie sowie Bundes-
vorsitzender der KlimaUnion

https://www.mit-bund.de/mitmachen/umfrage
http://www.mit-bund.de/newsletter
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EU-Check

Ausbildung und Beschäftigung im Jahr 2023 – 
Kompetenzen im Fokus
Lebenslanges Lernen, Mobilität und die Aner-

kennung inländischer sowie ausländischer Poten-
ziale – dem widmet sich das von der Europäischen 

Kommission im Jahr 2020 ins Leben gerufene Europäische 
Jahr der Kompetenzen. Mit einer breiten Palette verschie-
dener Initiativen, die zum diesjährigen Europatag starteten, 
wird dazu beigetragen, die Bereitschaft der Europäer zum 
Ausbau und Entwicklung von Fähigkeiten zu erhöhen. An-
gesichts von Arbeitskräftemangel, demografischen Tenden-
zen und einer zunehmend digitalisierten Arbeitswelt eine 
richtige Schwerpunktsetzung! Die Initiative ist ein wichtiger 
Schritt zur Unterstützung von Arbeitnehmern und Unter-
nehmen bei der Bewältigung der Herausforderungen des 
21. Jahrhunderts. Denn Europas Erfolg hängt nicht  zuletzt 
von qualifizierten Fach- und Arbeitskräften ab.

Wettbewerbsfähigkeit ade? – EU-Gesetz  
für unternehmerische Sorgfaltspflichten
In Deutschland bereits Realität, auf europäi-
scher Ebene yet to come: Am 1. Juni stimmte 

 eine Mehrheit im EU-Parlament für ein verhältnis-
mäßig strenges EU-Lieferkettengesetz. Der Gesetzes-

vorschlag verpflichtet Unternehmen, Menschenrechtsver-
letzungen und Umweltzer störung entlang ihrer globalen 
 Lieferketten zu überwachen und bestenfalls zu beheben. 
Nicht nur geht der Vorschlag in ausschlaggebenden Punkten 
weit über das deutsche Lieferkettengesetz hinaus. Es dro-
hen umgreifende Berichtspflichten, aber auch ein Flicken-
teppich hinsichtlich der  Implementierung in den Mitglied-
staaten. Eine Verantwortungslast für Unternehmen über 
Kontinente hinweg, die insbesondere für indirekt betroffene 
kleine und mittlere Unternehmen schwer zu stemmen sein 
wird. Von der Rechtsunsicherheit und der tatsächlichen Ver-
einbarkeit mit internationalen Standards abgesehen, kann 
dieses komplexe Regelungswerk zu derzeit nicht ab-
schätzbaren Wettbewerbsnachteilen führen.

Die Jury
Markus Ferber (CSU) und Dr. Markus  
Pieper (CDU) sind Mitglieder  
des Europäischen Parlaments und  
Sprecher des Parlamentskreises  
Mittelstand Europe

In dieser Rubrik bewerten 
unsere EU-Experten des 
PKM Europe regelmäßig 
neue EU-Vorhaben. 

Am 24./25. März tagte der MIT-Bundesvorstand bei Signal 
 Iduna in Dortmund. Bei dieser Klausurtagung wurden wichtige 
Beschlüsse gefasst – etwa zur Bekämpfung des Arbeitskräfte-
mangels.

Sogar der nordrhein-westfälische Ministerpräsident Hendrik 
Wüst schaute vorbei. In seinem Grußwort wies er darauf hin, 
dass Ordnungspolitik aktuell so wichtig wäre wie lange nicht 
mehr. Er betonte, dass die Transformation der Wirtschaft eine 
große Aufgabe sei: Wachstum, Wohlstand und Stabilität müss-
ten unter allen Umständen erhalten bleiben. Und Walter Nussel 
MdL, Bürokratiebeauftragter der Bayerischen Staatsregierung, 
erläuterte in einem Impuls-Vortrag, dass Bürokratie teilweise 
drei bis fünf Prozent der Kosten eines Unternehmens verursa-
che. Daher sollten alle wesentlichen Anstrengungen auf dem 
Bürokratieabbau liegen. 

Besonderes Highlight der Tagung: Am Abend besuchte der 
Bundesvortand den „Signal Iduna Park“ und bestaunte die riesige 
Anlage. Echter Volltreffer: Einen Blick hinter die Kulissen gab’s 
auch noch. Fazit: Jede Menge Arbeit und ein tolles Abendpro-
gramm – eine rundum gelungene Tagung.

1

Volltreffer  
in Dortmund

Klausurtagung des MIT-Bundesvorstands
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1. Der Bundesvorstand der MIT tagte in Dortmund; 2. Die MIT-Bundesvorsitzende Gitta Connemann mit Walter Nussel, Bürokratiebeauftragter der Bayerischen 
Staatsregierung; 3. MIT-Bundesschatzmeister Michael Littig; 4. Der neue MIT-Hauptgeschäftsführer Fabian Wendenburg; 5. Die Stimmung auf der Tagung  
war hervorragend; 6. Angela Erwin, die Landesvorsitzende der MIT NRW, mit Gitta Connemann; 7. Hendrik Wüst hielt auf der Klausurtagung eine Ansprache;  
8. Volltreffer! Der Bundesvorstand hinter den Kulissen des Signal Iduna Parks; 9. Tilman Kuban, Angela Erwin und Klaus Wiener (v. l.) im Stadion
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Ein Tschüss nach fast neun Jahren – das musste kräftig gefeiert 
werden! Gitta Connemann lud enge Wegbegleiter unseres bis-
herigen Hauptgeschäftsführers Thorsten Alsleben zu einer viel 
beachteten Abschiedsfeier ins Restaurant „Wilhelm Alexan-
der“ im Berliner Humboldt Forum ein.

Dort bedankte sich der CDU-Parteivorsitzende und Frak-
tionschef Friedrich Merz persönlich für Alslebens herausragen-

de Arbeit, die er bei der MIT geleistet hat. Unsere Bundesvor-
sitzende Gitta Connemann schloss sich an und unterstrich: 
„Thorsten hat die MIT zu einer modernen Vereinigung, einer 
Ideenkammer, einem Sprachrohr für den Mittelstand ausge-
baut.“ Immerhin: Thorsten Alsleben bleibt der Ordnungspolitik 
treu, schließlich übernahm er nun das Ruder bei der Initiative 
Neue Soziale Marktwirtschaft (INSM).

Mach’s gut, lieber Thorsten!
Abschiedsfeier im Humboldt Forum
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Wendenburg übernimmt als MIT-
Haupt geschäftsführer/Pophal 
neuer Referent für Arbeit & Soziales

Fabian Wendenburg hat 
am 1. Mai sein Amt als 
Hauptgeschäftsführer 
der Mittelstands- und 
Wirtschaftsunion (MIT) 
angetreten. Zuvor ar-
beitete Wendenburg als 
Geschäftsführer des 
Verbandes „Familienbe-
triebe Land und Forst“ 

in Berlin, für den er seit 2018 tätig war. Nach seinem 
Magister in Politikwissenschaft, Regionalwissenschaf-
ten Nordamerika und Europarecht in Bonn erwarb 
Wendenburg an der Johns-Hopkins-Universität in Bo-
logna und Washington in internationalen Wirtschafts-
wissenschaften einen Master-Abschluss. Nach Tätig-
keiten bei den Beratungshäusern McKinsey und Bruns-
wick wurde er 2009 Referent in der Hauptstadtreprä-
sentanz der Linde Group in Berlin. Von dort wurde er 
Büroleiter der parteilosen Berliner Wirtschaftssena-
torin Sybille von Obernitz, bevor er 2013 zum Bundes-
verband der Deutschen Industrie (BDI) wechselte. 
Dort war er unter anderem stellvertretender 
 Abteilungsleiter der Abteilungen für Außenwirt-
schaftspolitik und zuletzt in der Abteilung Strategi-
sche Planung. Bei der MIT tritt Wendenburg die Nach-
folge von Thorsten Alsleben an, der als Geschäftsfüh-
rer zur Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft (INSM) 

wechselte.
Ebenfalls zum 1. Mai 

nahm Bastian Pophal sei-
ne Tätigkeit als neuer Re-
ferent für Arbeit und So-
ziales und zugleich Jus-
tiziar der Mittelstands- 
und Wirtschaftsunion 
auf. Die Stelle war seit 
Dezember vakant. Der 
37-jährige Arbeitsrecht-

ler arbeitete zuvor beim Handelsverband Deutschland 
(HDE) als Referent für Arbeits- und Sozialrecht sowie beim 
bpa Arbeitgeberverband, der die privaten Pflegedienste 
vertritt. Bastian Pophal hat in Kiel Jura mit dem Schwer-
punkt Wirtschafts- und Steuerrecht studiert. Sein Refe-
rendariat absolvierte er am Brandenburgischen Oberlan-
desgericht mit Stationen in Berlin und Brandenburg.
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Fabian Wendenburg

Bastian Pophal

Fo
to

s:
 T

ob
ia

s K
oc

h,
 C

hr
is

to
ph

 M
ic

ha
el

is
, P

ri
va

t,
 s

to
ck

.a
do

be
.c

om
 –

 A
st

ri
d 

G
as

t,
 

1. Friedrich Merz (CDU-Vorsitzender), Gitta Connemann  
(MIT-Bundesvorsitzende), Thorsten Alsleben (ehem. MIT-Haupt-
geschäftsführer); 2. Friedrich Merz im Interview mit Alexander 
Neubacher (Spiegel) und Alexander Kissler (NZZ); 3. Christina 
Stumpp (stellv. CDU-Generalsekretärin), Paul Ziemiak (General-
sekretär CDU NRW und CDU MdB), Thorsten Alsleben;  
4. Michael Eilfort (Vorsitzender Stiftung Marktwirtschaft),  
Joe Chialo (Musik manager, CDU Bundesvorstand); 5. Thorsten 
 Alsleben, Robin Alexander (stellv. Welt-Chefredakteur), Tilman 
Kuban (CDU MdB); 6. Michael Borchard (Konrad-Adenauer- 
Stiftung), Michael Grosse-Brömer (Vorsitzender  Bundestags- 
Wirtschaftsausschuss); 7. Steffen Bilger (stellv. Vorsitzender 
CDU/CSU-Bundestagfraktion), Fabian Wendenburg (neuer  
MIT-Hauptgeschäftsführer); 8. Jana Schimke (CDU MdB),  
Carsten Linnemann (stellv. CDU-Vorsit zender), Sebastian Brehm 
(CSU MdB und Vorsitzender MU Bayern); 9. Jürgen Osterhage 
(Ex-ARD), Reiner Holznagel (Präsident Steuerzahlerbund), Hugo 
Müller-Vogg (Publizist); 10. Felix  Pakleppa (Hauptgeschäfts-
führer Zentralverband des Baugewerbes), Oliver Zander (Haupt-
geschäftsführer Gesamt metall), Wilfried Oellers (CDU MdB); 
11. Carsten Jäger (FDP-Bundesgeschäftsstelle), Philipp Amthor 
(CDU MdB); 12. Gitta Connemann, Friedrich Merz, Thorsten 
Alsleben; 13. Daniel  Delhaes (Handelsblatt), Christoph Ploß 
(CDU MdB); 14. Achim Dercks (stellv. Hauptgeschäftsführer 
DIHK), Alexander Kissler (NZZ) und Carsten Linnemann

1

14

34    mittelstandsmagazin 02|23    mittelstandsmagazin 02|23    35



36    mittelstandsmagazin 02|23    

MIT:INSIDE

Fo
to

s:
 s

to
ck

.a
do

be
.c

om
 –

 h
ka

m
a,

 M
IT

Gründer

Die MIT hat die Pläne von Bundesfinanzminister 
Christian Lindner (FDP) zur Förderung der Mitar-
beiterbeteiligung an neuen Firmen kritisiert und 
deutlich höhere steuerliche Freibeträge gefor-
dert. MIT-Chefin Gitta Connemann erklärte:  
„Die europäischen Nachbarn setzen den Maß-
stab. Der steuerfreie Höchstbetrag für Mitarbei-
terkapitalbeteiligungen muss sich am europäi-
schen Niveau orientieren. Und auf mindestens 
10.000 Euro angehoben werden“, forderte sie. 
Ein Gesetzentwurf Lindners sieht dagegen einen 
neuen Höchstbetrag von 5.000 Euro vor.

Der Finanzminister will Unternehmensgrün-
dungen durch bessere Bedingungen für die Mitar-
beiterbeteiligung fördern. Demnach soll für diese 
Firmen, wenn sie Mitarbeiter am Unternehmen 
beteiligen, künftig ein deutlich höherer Steuerfrei-
betrag gelten, und zwar von 5.000 Euro pro Kopf 
statt wie bisher 1.440 Euro. Das geht aus dem 
Entwurf des Bundesfinanzministeriums zum „Zu-
kunftsfinanzierungsgesetz“ hervor, der Anfang 
April in die Ressortabstimmung ging. Gitta Con-
nemann: „Wichtig ist jetzt Schnelligkeit. Die Am-
pel muss jetzt den Turbo einlegen, damit Gründer 
nicht ins Ausland abwandern. Der Mangel an Ar-
beits- und Fachkräften bremst Betriebe und 
Volkswirtschaft. Die Beteiligung von Mitarbeitern 
am Unternehmen macht Arbeitgeber attraktiver. 
Das Ausland hat das Potenzial erkannt.“

MIT fordert höhere Freibeträge bei 
Mitarbeiterkapitalbeteiligungen

Vorschlag aus der SPD

Rund um den 1. Mai entbrannte einmal mehr die 
Debatte über die Vier-Tage-Woche bei vollem 
Lohnausgleich. Angestoßen war die Diskussion 
dieses Mal durch SPD-Chefin Saskia Esken. Die 
Arbeitgeber lehnten den Vorstoß ab und verwie-
sen auf die drohenden Wettbewerbsnachteile für 
die deutsche Wirtschaft. 

MIT-Chefin Gitta Connemann erklärte dazu ge-
genüber den Medien: „Die Industrie wandert aus 

Deutschland ab. Der Standort ist schon jetzt 
nicht mehr wettbewerbsfähig. Deutschland 

hinkt schon heute seinen Nachbarn hin-
terher. Jede weitere Belastung ist Gift. 
Die Forderung nach einer Vier-Tage-
Woche bei vollem Lohnausgleich kommt 
zur absoluten Unzeit. Zwei Millionen 
Stellen können in Deutschland nicht be-
setzt werden. Der Arbeits- und Fach-
kräftemangel ist Wachstumsbremse 
Nummer 1. Vielen Betrieben fehlen 
nach Corona, Preisexplosionen und ge-

störten Lieferketten inzwischen Rücklagen. Der 
Mittelstand ist nicht mehr flüssig. Die Vier-Tage-
Woche wäre da verheerend: Weniger Arbeit für den 
gleichen Lohn macht Produkte und Dienstleistun-
gen noch teurer. Schon heute ist es möglich, weni-
ger zu arbeiten und dafür auf Lohn zu verzichten. 
Der Mittelstand in Deutschland braucht dringendst 
Flexibilität und Entlastung. Die Einführung einer 
starren Vier-Tage-Woche ist das Gegenteil davon.“

Die Ampel-Koalition setzt auf so genannte „Bürgerräte“ als Instrument der Bürgerbeteiligung. Thema des 
ersten Bürgerrates ist „Ernährung im Wandel: Zwischen Privatangelegenheit und staatlichen Aufgaben“. 
Während sich die Koalitionäre davon eine Stärkung der Demokratie erhoffen, gibt es bei der Union die Sor-
ge vor einer Schwächung der Parlamente.

Die MIT-Bundesvorsitzende Gitta Connemann erklärte dazu: „Bürgerräte führen nicht zu mehr Demo-
kratie – im Gegenteil.  Damit wird die Bedeutung von Parlamenten unterminiert.“ Bürgerinnen und Bürger 
würden von gewählten Abgeordneten vertreten. Der Bundestag könne jederzeit Experten aus Wissen-
schaft und Gesellschaft befragen. „Es braucht keine Alibi-Parlamente, die per Los zusammengewürfelt wer-
den“, betonte Connemann.

Bürgerräte unterminieren die Bedeutung von Parlamenten
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Kontroverse um Vier-Tage-Woche
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„Ich bin neu in der MIT, weil …
… ich in einem starken Verbund  
den Wirtschaftsstandort Koblenz  
stärken möchte.

… der Mittelstand sehr wichtig  
für unseren Wohlstand ist.

Alexander Kreuzberg
Unternehmer,  
MIT Koblenz

Birgit Aufdemkamp
Wirtschaftsprüferin,  
MIT Ennepe-Ruhr-Kreis

Philipp Ewald
Ingenieur,  
MIT Anhalt-Bitterfeld

… zukunftsgerichtete Veränderungen 
junge Unternehmer mit strategischem 
Denken und Tatendrang brauchen.

Alexander Kreuzberg (33) entschied 
sich nach Erhalt des Gesellenbriefes 
für eine verkürzte Kaufmannsausbil-
dung bei Edeka in Bonn. Nach zwei 
spannenden Jahren folgten direkt im 
Anschluss die internen Weiterbil-
dungsprogramme der Edeka-Junioren-
gruppe inklusive vieler Stopps in ganz 
Deutschland. 2013 erfolgte dann der 
endgültige Eintritt in das Familienun-
ternehmen mit mittlerweile drei Ede-
ka-Standorten in Koblenz und Neu-
wied. Zehn Jahre arbeitete Alexander 
Kreuzberg mit seinem Vater, um die 
Standorte zukunftssicher aufzustel-
len. Im Januar 2023 übernahm Alexan-
der Kreuzberg das Gesamtunter-
nehmen und freut sich zusammen mit 
250 Mitarbeitern auf viele spannende 
Jahre.

Philipp Ewald (33) lebt mit Frau und 
Kind in Bitterfeld-Wolfen. An der TU 
Dresden erlangte er seinen Abschluss 
als Dipl.-Ing. Maschinenbau und steht 
kurz vor Beendigung seines nebenbe-
ruflichen Studiums zum MBA. Seine 
Karriere startete er als Entwicklungs-
ingenieur in den USA und beschloss, 
anschließend in die Unternehmensbe-
ratung in Deutschland zu wechseln. 
Nach seiner Zeit in einem Finanztech-
nologie-Unternehmen folgte eine 
Start-Up-Gründung, die nach zwölf Mo-
naten abgegeben wurde. Seit zwei Jah-
ren führt Philipp Ewald zusammen mit 
seiner Frau, die Dipl.-Ing. Architektin 
ist, ein Ingenieur- und Architekturbü-
ro. Hierbei liegt der Fokus auf energe-
tischem Planen und Bauen sowie För-
dermittelberatung und -beschaffung.

Birgit Aufdemkamp (56) wohnt und 
lebt mit ihrer Familie in der Universi-
tätsstadt Witten an der Ruhr. Nach 
dem Studium der Wirtschaftswissen-
schaft an der Ruhr-Universität Bo-
chum absolvierte sie im Jahr 1995 das 
Steuerberater-Examen und wurde 
2001 zur Wirtschaftsprüferin bestellt. 
Nach mehreren Stationen im Ange-
stelltenverhältnis bei mittelständi-
schen Steuerberater- und Wirtschafts-
prüferkanzleien ist sie nunmehr seit 
über zehn Jahren selbstständig als ei-
ner der Partner bei der Salmann Bäune 
Himmelmann + Partner mbB in Hagen 
tätig. Hier berät sie insbesondere mit-
telständische Unternehmen, aber 
auch Freiberufler wie Ärzte oder Ar-
chitekten in steuerlichen und be-
triebswirtschaftlichen Belangen.

Die MIT ist mit rund 25 000 Mitgliedern der stärkste und einflussreichste parteipolitische Wirtschaftsverband in  Deutschland.  
In unserer Vereinigung ist jeder willkommen, der die ordnungspolitischen Grundsätze der Sozialen Marktwirtschaft schätzt. In dieser  
Rubrik stellen wir mit jeder Ausgabe drei unserer Neumitglieder vor. Mehr Infos zur Mitgliedschaft: www.mit-bund.de/mitgliedschaft
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Raffaela und Simon, 
Inhaberin und Inhaber Restaurant MARGARETE

UNSERE LEIDENSCHAFT 

IST UNSERE BERUFUNG. 

UND UNSERE STEUERBERATUNG 

DIE GRÖSSTE HILFE.
Im Restaurant Margarete dreht sich alles um Regionalität und 
Nachhaltigkeit. Dank der Unterstützung ihrer Steuerberatung 
und den digitalen Lösungen von DATEV können sie sich voll und 
ganz auf ihre Gäste konzentrieren.

GEMEINSAM-BESSER-MACHEN.DE

Mitgliederstatistik
Mitglieder
NEU

Zuwachs
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Verbände mit dem größten relativen Zuwachs 
(31.3.2023)

+ 65 %

+48 % +47 %

+58 %

Schwandorf
(Bayern)
Kreisvorsitz: 
Christian Paulus 

Koblenz
(Rheinland-Pfalz)
Kreisvorsitz: 
Leo Biewer

+167 %

Lahn-Dill-Kreis  
(Hessen)
Kreisvorsitz: 
Alexander Boll

Börde
(Sachsen-Anhalt)
Kreisvorsitz: 
Anke Fricke

Traunstein
(Bayern)
Kreisvorsitz: 
Anna Marx

Die fünf größten MIT/MU-Kreisverbände 
(31.3.2023)

Vechta 
(Niedersachsen) 

853 
Mitglieder 

Kreisvorsitz: 
Werner Lübbe

Paderborn
(Nordrhein-Westfalen) 

574
Mitglieder 

Kreisvorsitz: 
Ulrich Lange

Fulda
(Hessen) 

587
Mitglieder 

Kreisvorsitz: 
Jürgen Diener

Rhein- 
Kreis-Neuss 

(Nordrhein-Westfalen) 

431 
Mitglieder 
Kreisvorsitz: 

Stefan Arcularius

Meppen
(Niedersachsen) 

364 
Mitglieder 

Kreisvorsitz: 
Reinhard Winter

Verbände mit dem größten absoluten Zuwachs
(31.3.2023)

Kleve
(Nordrhein-Westfalen)

Kreisvorsitz: 

Andy Mulder

25
Neumitglieder

42
Neumitglieder

Schwandorf
(Bayern)

Kreisvorsitz: 

Christian Paulus

Traunstein
(Bayern)

Kreisvorsitz: 
Anna Marx

27
Neumitglieder

Lahn-Dill-Kreis
(Hessen)

Kreisvorsitz: 
Alexander Boll

30
Neumitglieder

Fulda
(Hessen)

Kreisvorsitz: 
Jürgen Diener

18
Neumitglieder
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Raffaela und Simon, 
Inhaberin und Inhaber Restaurant MARGARETE

UNSERE LEIDENSCHAFT 

IST UNSERE BERUFUNG. 

UND UNSERE STEUERBERATUNG 

DIE GRÖSSTE HILFE.
Im Restaurant Margarete dreht sich alles um Regionalität und 
Nachhaltigkeit. Dank der Unterstützung ihrer Steuerberatung 
und den digitalen Lösungen von DATEV können sie sich voll und 
ganz auf ihre Gäste konzentrieren.

GEMEINSAM-BESSER-MACHEN.DE
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Mit seinem Bürokram ist er voll in der Spur.
Erfolgreiche Teamführung lernt man am besten durch Extremerfahrungen. 
Dafür schickt Hendrik Stachnau Führungskräfte auf dünnes Eis – mit seinen 
Schlittenhunden. Für den Business-Coach ist nervige Buchhaltung dabei 
Schnee von gestern, das macht er digital. Für große Träume braucht es 
jemanden, der dir den Rücken freihält. www.lexware.de

„Mein Traum: 
Führungskräfte zu 

Leitwölfen machen.“

Hendrik Stachnau, Mental-Coach
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